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0. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
34. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (5. April). 


Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch der Kriegsminiſter v. Roon, der 
uſtizminiſter Graf zur Lippe, Geh. Rath Rib beck, Hr. v. Mühler, fpäter 
dan zur zu Eulenburg, Hr. v. Bodelſchwing. Die Tribünen ſind mäßig 
beſetzt. . Ä 
70 rͤſident Grabow theilt mit, daß der Vorſtand der berliner Turner⸗ 
ſchaft die Mitalieder des Hauſes zu dem am 9. d. M. ſtattfindenden Schau⸗ 
turnen ihrer Vorturner eingeladen und zur Betheiligung an dem Dentma! 
aufgefordert babe, das F. L. Jahn in der Haſenhaide errichtet werden ſoll. 
Der Präſident ernennt ferner an Stelle des ſchwererkrankten Abg. von 
Rönne den Abg. Krieger (Berlin) zum Referenten über den Gefegentwurf 
betreffend den Gewerbebetrieb im Umherziehen in den hohenzoll. Landen. Der 
Correferent iſt Abg. Riefenſtahl. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung verlangt das Wort der 
rlegsminiſter v. Roon: Mit allerhöchſter Genehmigung bin ich ermäch⸗ 
tigt, dem Haufe einen Geſetzentwurf vorzulegen, betreffend die außeror⸗ 
dentlichen Geldbedürfniſſe der königl. Marine. Das Bedürfniß 
nuch einer Erweiterung und Vermehrung unſerer Streitmacht iſt allgemein, 
in dieſem Hauſe, von der öffentlichen Meinung und auch von der königlichen 
Regierung anerkannt. Die Erfahrungen des letzten Jahres haben einen 
Sporn und zugleich Fingerzeige gegeben für die Realiſirung deſſen, was 
nothwendig geworden ik. Die Frage, inwieweit dem Bepürfniſſe Rechnung 
gen werden ſoll, iſt zunächſt 1 ſie kann jedoch, da es ſich 
bier um eine Erweiterung unſeres Staatslebens uberhaupt handelt, nicht 
allein maßgebend ſein. Der Admiralitätsrath hat die Sache eingehend er⸗ 
örtert, und da nach der Erfahrung der letzten Jahre auf eine fortdauernde 
Steigerung der Einnahmen des preuß. Staates auch für die Zukunft gerech⸗ 
net werden darf, jo konnten mit gutem Grunde auf für die Erweiterung der 
Marine Zuwendungen aus dieſen Mehreinnahmen in Ausſicht genommen 
werden, Da jedoch die Verhältniſſe des vorigen Jahres von Neuem an uns 
ee lönnen (hört!), ſo find von der Regierung Schritte geſchehen, 
um die als dringend anerkannten Bedürfniſſe nicht auf unbeſtimmte Zeiten 
hin auf ihre Befriedigung harren zu laſſen. Es wird zunächſt dem Haufe 
ein Entwurf vorgelegt, welcher die außerordentlichen Geldbedürfniſſe der Ma⸗ 
rine far die nachſten 6 Jahre im Auge hat. Dieſe Bedurfniſſe weiſen auf 
eine Mehrausgabe von im Ganzen 19 Millionen Thaler bin und die Re⸗ 
gierung richtet mit Bezug auf die erwähnten Inausſichtnahme an die Lan⸗ 
desvertretung die Hase derung ihr eine Anleihe von 10 Millionen 
er zu bewilligen. (Senſation.) 5 i 
Die Regierung kenn ſich durch das vorgelegte Geſetz nicht verpflichten, die 
darin borgeiebenen Maßnahmen unter allen Umſtänden in einer bestimmten 
Irlſt auszuführen, denn die Technik ift mit ven auf dieſem Gebiet liegenden 
Fragen noch vurchaus nicht zum Abſchluß gelangt. Modificatſonen des ge: 
faßten Planes müſſen vaber vorbehalten bleiben, und der nächte Zweck der 
Vorlage fann nur der fein, far die unverzögerte Erfüllung der Anſorderun⸗ 
en der Marine eine geſetzliche Grundlage zu haben. Dieſe Anforderungen 
And zunächſt darauf gerichtet, uns ein genügendes Hafen⸗Etabliſſement 
in der Oſtſee und in der Nordſee zu ſichern. Es früher die Abſicht der 
Regierung geweſen, wenn auch mit ſckweren Opfern, einen Hafen an der 
keußiſchen Oſtſeeküſte zu gründen und zugleich die Bauten an unſerem 
ordſee⸗Elabliſſement fo energiſch ſortzuſetzen, daß wir binnen Kurzem im 
Stande ſein könnten, den Kriegshafen zu benutzen. Da Preußen ſich ge 


genwürtig im Beſit eines für die Zwecke der Kriegsmarine geeigneten z, 
D befindet und zu gleicher Zeit entſchloſſen iſt, im Bes 
1 


be dieſes Hafens zu bleiben, fo wird vorläufig von der Gründung 


b Bir bejguperen Hafen»Gtabliffjement3 an der Oſtſeeküſte Abſtand genommen 


rden en; doch bedürfen wir für die Befeftigung deſſelben an der kieler 
Bucht, ferner zur Vollendung des Hafens an der Jahde, zur Beſchaffung 
derjenigen Schiffe, deren wir bedürfen, um wenigſtens unſeren ſchwächeren 
Marine⸗Nachbarn gewachſen zu ſein, endlich zur Beſchaffung großer gezogener 
Gußſtahigeſchütze derjenigen Mittel, welche die Regierung beantragt. Ich 
ſchließe mit der Bitte, dieſe Vorlage unbeſangen zu prüfen und in Anerken“ 
nung der hervorgehobenen Bedürfniſſe, ihr zuzuſtimmen. 

Das Haus beſchließt für dieſe Vorlage, obwohl fie ſehr umfangreiche 
Motive zu ihren 4 88 entlält, ohne ihren Druck abzuwarten, eine beſon! 
dere Commiſſion von 21 Mitgliedern zu wahlen. Dieſe Wahl wird 
morgen vor der Plenarſizung in den Abtheilungen ftattfinden, Der Präſi⸗ 
dent derlieſt auf den Wunſch des Abg. v. Bockum⸗Dolffs den Wortlaut det 
4 88 des Geſetz⸗Entwurſs und geht dann, während der Kriegsminiſter den 
Saal verläßt, zur Tagesordnung über. Der erſte Gegenſtand derſelben iſt 
Fortſetzung der Debatte über die Petitionen wegen Zulaſſung 
der Rechtsanwälte in die Stadtverordneten ⸗B erſammlung en. 

Abg. Hübner: Meine Herren! Meine politiſchen Freunde find der An, 


ft, daß die Staatsregierung die Rechts⸗Anwalte von der Einholung der Er; 


niß zum Eintritt in die Stadtverordneten⸗Verſammlungen nicht dispenfir 
zen kann wenn fie nicht vorher die beſtehende Geſetzgebung abſchaffen 1 
.. bat geſagt, daß bei Cmanirung der Gerichts Ordnung im Jahre 179 
lben glechte töne Derfammlungen noch gar nicht beſtanden haben. Mit bem; 
felben Rechte könnte man behaupten, daß die Beſtimmungen des allgemeinen 
Landrechts auf die Eiſenbahn⸗Actien nicht anwendbar ſeien; weil dieſelden zur 
Zeit, als das allgemeine Landrecht entſtanden, noch nicht vorhanden waren. 
Die Commiſſion legt die Cabinets⸗Ordre vom 19, Juni 1839 fo aus, daß die 
Function eines Stadtverordneten als Nebenamt nicht aufgefaßt werden könne 
und daher die Rechts⸗Anwalte die Erlaubniß ihrer 2 55 Behörde nicht 
. garen — 1 Aol an die Logik jenes 
ck der, ale gt wurde, ob er lieber kalt oder warm ſpeiſe, ant⸗ 
ee: eee Ne ade Darauf ent ble, A e den 
erſonen, 1, abtperorpneten-Berfammlungen : 
De ee 2a 80 15 25 105 die e Dr 
nicht daruber befinden, Mechtsanwalte ihrer vorgeſetzten Behörde ſchul⸗ 
dig ſind. Daß die Rechts⸗Anwalte ein werthvoller turiſiſcher Veh üs die 
Verſammlungen fein würden, will ich gern zugeben, indeſſen ſteht feſt, daß 
ohne disfen eirath nicht ſchlechter verwaltet wird, und 
e 
S 


die Aupellati in Maſſe und in tendenziöſer Weiſe den Rechtsan⸗ 
len „ eee eee verweigert hät⸗ 


, Aber nicht r Fall. Mit Annahme des Antrages können 
Sie nut Bi he ani Gute und ihre Verwaltung jäen. Dazu 
dien Veranlaffiin, dor. Vielmehr muß anerkannt werden, daß dieſe 


vorſtehe, iſt dies ſicher nicht der Fall. Sie genießen allgemein des Rufs 
ee e e 


werden, da 
ſind, alſo kann 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Ich will dem Vorredner thatſächlich nur 
das Eine entgegnen, daß mir noch gar nicht bekannt geworden iſt, daß vom 
oſtpreußiſchen Tribunal den beiden Rechtsanwalten die Genehmigung zum 
Eintritt in die Stadtverordneten⸗Verſammlung derfagt worden fei, : 

Abg. Kent (für den Comm.⸗Antrag): In dem § 10 des Tit. 7 und in 
deſſen Interpretation liegt der Kern der Entſcheidung. Was unter den Aus⸗ 
drücken „Nebenbedienung“ und „Nebenämter“ gemeint iſt, ergiebt ſowohl 
der Sprachgebrauch der Gerichtsordnung als auch die ratio legs. Wie man 
allgemein alle Nebenbeſchaftigung der Rechtsanwalte, welche, wie das Geſez 
ſich ausdrückt, fie von ihren Berufsgeſchäſten abhalten und fie „distrahiren 
könnte, von der Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde hätte abhängig 
machen wollen, ſo würde dies auch von andern fortdauernden Arbeiten, ſo 
Mitgliedſchaft von Verwaltungsräthen, fortgeſetzte ſchriftſtelleriſche Arbeiten, 
Abgeordneten ⸗Thätigkeit, Uebernahme von Vormundſchaften u. ſ. w., gelten. 
Ja das Geſetz hat ſogar für den Rechtsact, der am allermeiſten zu „distra⸗ 
biren“ geeignet iſt, für den Abſchluß der Che, keine Genehmigung für die 
Rechtsanwalte gefordert. (Heiterkeit. Bravo!) ; 

Wenn der Herr Juſtizminiſter befürchtet, daß das Publikum darunter 
leide, daß die . viel mit Nebenbeſchäftigungen fi abgeben, 
fo hat ja der Hr. Juftiiminifter in den recht zahlreichen Anſtellungen von 
neuen Rechts⸗Anwalten Abhilfe zu ſchaffen gewußt. Die Beſtimmungen der 
1 Gerichts⸗Ordnung haben durch die Cabinets⸗Ordre vom 13. Juli 
1839 keine ausdehnende Abänderung erfahren. Wenn man damals die Ge⸗ 
nehmigung auch für die Rechts⸗Anwalte für nöthig gebalten hätte, fo würde 
es gewiß in dieſet Cabinets⸗Ordre mit geſagt fein. Ferner gehen die Städte: 
Ordnungen von 1808, von 1831, die Gemeinde⸗Ordnung von 1850 und die 
Städte⸗Ordnung von 1853 ſämmtlich von der Voraus etzung aus, daß es 
für jeden Bürger Pflicht ſei, unbeſoldete Stellen in der Gemeindevertretung 
und Verwaltung anzunehmen; unter den Ausnahmen find die Rechts anwalte 
nicht enthalten, ſie ſind auch nicht unter denjenigen Beamten⸗Kategorien 
aufgefübrt, welche einer Genehmigung bedürfen. Dieſelben Anſichten find fo: 
wohl 1853 als 1860 in der Kammer vertreten. Der Abg. Hübner bewegt 
ſich in einer petitio prineipii, in ſofern er annimmt, daß unter den „Neben⸗ 
bedingungen“ der Gerichts⸗Ordnung auch die Stadtverordneten zu rechnen 
iind, Wenn er tadelt, daß in Stadiverordneten⸗Agitationen ein Kampf zwi⸗ 
ſchen alter und neuer Zeit gefunden wird, ſo antworte ich ihm mit Savigny: 
„daß jede Regierung zu tadeln ift, welche die Ginfihten ihres Zeitalters nicht 
kennt oder verſchmäht.“ € | 

Von „Opportunität“ der Genehmigung kann nicht geſprochen werden, 
denn dann könnte die Regierung ſchließlich nur diejenigen Genehmigungen 
für opportun erachten, welche an conſervative Rechtsanwalte zu ertheilen 
wäre. (Bravo!) Dem Herrn Juſtizminiſter gegenüber erwähne ich, daß, 
wie mir glaubhaft mitgetheilt iſt, auch einigen Rechtsanwalten die Genehmi- 
gung vom Appellations⸗Gerichte deswegen verſagt iſt, weit ihre politiſch⸗ 
oppoſitionelle Haltung mißliedig war. Das Ober⸗Tribunal hat im vorigen 
Monate zwar angenommen, daß die Genehmigung nothwendig jet, aber feine 

anze Ausführung kommt weſentlich auf die von mir bekämpfte Voraus⸗ 
ai zutüd, daß die Gerichtsordnung unter „Nebenbedienung“ alle fort. 
dauernden Nebenbeſchaftigungen verſtehe. Dem Abg. Hübner, welcher auf 
den Eintritt von Rechtsanwalten in die Stadtverordneten⸗Verſammlung fein 
erhebliches Gewicht legt, erwidere ich, daß, da die richterlichen Beamten ge: 
ſetzlich nicht Stadtverordnete ſein können, kaum wenige andere rechtsverſtän⸗ 
dige Kategorien übrig bleiben. Wenn auch die ted des einzelnen 
Advokaten roch jo gering anzuſchlagen fein mag, ſo gilt doch von ſeinem 
Berufe noch immer das ſtolze Wort don Tacitus, der don der Advocatur 
jagt: fie fei die Ars, qua semper armatus, praesidium ämieis, spem alienis, 
salutem periclitantibus, invidis vero et inimieis metum et terrorem ultro 
fert, (Lebhaftes Bravo!) 

Juſtizminiſter Graf zur Zivpr: 

eine 


ſo ißt bei mir ein Antrag und Beſchwerde von demſelben nicht eingegan⸗ 


gen. Bei dem zweiten Rechtsanwalt, der ſich wirklich an mich gewendet at, h 


it allerdings die Frage zur Erwägung gekommen, aus welchen Grunden die 
Staatsregierung die nehmigung verſagen mußte. Es geſchah gerade des⸗ 
wegen, weil die Staatsregierung dafür zu forgen bat, daß die Rechtsanwalte 
für das Publikum immer frei find. (Heiterkeit) In der betreffenden Stadt, 
einem nur kleinen Orte, befinden ſich drei Rechtsanwafte. Findet man nun, 
daß ſämmtliche drei Rechtsanwalte in der Stadtverordneten⸗Verſammlung find, 
ſo hat das Publikum keinen Rechtsawalt, an den es fi wenden kann. 
(Große Heiterkeit.) Solche Zuſtände dürfen von der vorgeſetzten Bebörde nicht 
gelitten werden. Das allein und keine politiſchen Erwägungen find die Grüne 
der Verſagung. 
Abg. Dr. Gneiſt: Die Frage die uns jetzt beſchäftigt, iſt bereits er⸗ 
ſchöpfend durch die Verhandlungen dieſes Hauſes vo n 8. Februar 1860 ber 
handelt worden. Vor Allem iſt in das Auge zu faſſen, daß das Grund⸗ 
gefeb, auf welchem die Communen beftehen, ein organiſches Geſetz erſten 
anges iſt. Die Staptkordnung hat in drei Punkten eine völlige Umgeftals 
tung des Stadtbürgertbums bervorgebracht. Erſtens beſteht viele Neugeltäl 
tung des Stabtbürgerihums darin, daß die Civilbeamten unter die Gibilr 
bevölkerung aufgenommen, und die eximirte Stellung der erſteren iſt dadurch 
deſeitigt worden, daß fie die Rechte und Pflichten der Stadibürger theilen. 
weiten? wurden die Verhältniſſe und Befugniſſe der Gemeindebeamten und 
emeindevertreter zu einander und für ſich feſtgeſtellt. Der dritte Punkt bes 
trifft die Communalſteuer und dieſer Punkt iſt allerdings unſet ig. Die 
Moglichkeit von Gollifionen des Staatsamtes mit dem Communalamte iſt 
allerdings von dem Gejegeber in das Auge erfaßt und wohl erwogen wor⸗ 
den. Es iſt daher die Ausſchließung der Staatsbeamten von den ommus 
nalämtern durch den Geſetzgeber in allen nothwendigen Fällen S 
worden, ſo erfolgte der Ausſchluß der Richter, Polizeibeamten, Sta anwalte, 
Geistlichen zc. Früher war dies anders; ich ſelbſt war früher Stadt⸗ 
verordneter und zugleich Hilfsarbeiter bei dem höchſten Grtichtshof. In 
allen übrigen Fällen hat die Städteordnung von 1853 das Staatsamt dem 
Communalamt vorangeſtellt. Allein in der revititten Städteordnung ſtrich 
man alle 88, welche die Erlaubniß der vorgeſetzten Behörden zum Gintritt in 
das Communalamt betreffen. Dies iſt der entſcheidende Geſichtspunkt für 
die ganze Frage, und der Sinn der geſetzgeberiſchen Anordnung iſt nicht auf 
die Rückſicht für Anſtandspflicht, ſondern auf die anerkannte Nothwendigkeit 
zurückzuführen. 
So weit dieſe Frage durch otganiſche Geſetze erwogen worden, hat die 
Dienſtpragmatit eine Stelle, nicht über, ſondern unter dem Geſetz gefunden, 
wie auch die Herren Minifter ſelbſt. Nun hat durch Miniſterialbeſchluß von 
1851, nach einer Verabredung der Miniſter unter einander, die Regierung 
ſich bei allen ihren Beamten, alſo auch dez Herr Juſtizminiſter ‚bei feinen 
Richtern die Ertheilung der Erlaubniß die Eintritt in die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen vorbehalten. Eine ſolche Beſtimmung iſt aber in der 
Städteorenung von 1853 gar nicht vorhanden. Jener Miniſterialbeſchluß 
enthält allerdings keine Abänderung des Geſetzes es iſt dadurch nichts ge⸗ 
ſchaffen, als ein neues Beſtätigungsrecht der Stadtperordneten durch die 
Regierung. Allein eine Abänderung der Geſetze durch Dienſtworſchriften ift 
nickt möglich, da die Verhältniffe der Civilbeamten geſetzlich geordnet find. 
Die Borken „daß der Beamtenſtand ein beſonderer Stand unter allen 
Übrigen ſein fol, ift ja eben 7 17 und daß die Dienſtpragmatit nicht 
neben, ſondern unter dem Geſetz ſteht, iſt das Merkmal des Ahfololtsmus. 


[(Sehr wahr!) Als die Gerichtsordnung entſtand, exiſtirten andere Commu⸗ 
nalverhaltniſſe, als beute, ich 


zweifle aber keinen Augenblick, daß, wenn 
unſere Stadtverordneten⸗Verſammlungen damals beftanden hätten, die Ge⸗ 
richtsordnung die Gerichtsbeamten unter die Gemeindeverſammlung geitellt 
hätte. Geſtatten Sie mir nun, aus den Verhandlungen dom Jahre 1860 
nachzuweiſen, daß ich gegen den damaligen Commiſſionsbeſchluß daſfelbe bes 
antragt habe, was heute die Commiſſion will. (Redner verlieft im ſtenogra⸗ 
phiſchen Bericht ſeine eigene Rede.) 

. Heute, m. H., hat mein damaliger Antrag noch mehr Chancen, 
jener Zeit. Die Communen dürfen nicht 
Miniſterien werden, und andererſeits hat man auf Erhaltung rechtskundiger 
Be a in der Gommunalbertretung Rüdfiht zu nehmen. Streichen Sie 
die Rechtsanwalte aus den Stadtverordnetenserfammlungen, fo verbleiben 
höchſtens einige penfionirte Juſtizbeamte, welche ſelten noch die erforderliche 
Arbeitskraft befigen, und fo kann es leicht kommen, daß die Commune ohne 
Rechtsvertreter iſt. Ich gebe zu, daß Aechtskenntniß in felbitftändiger Stel⸗ 
lung für die Regierung unbequem iſt (Heiterkeit), allein dies iſt kein Argu⸗ 


als zu 


Was den Rechtsanwalt Schulz betrifft 


zu fein die Ehre habe, 


zu Inſtrumenten der jeweiligen | R 


eddion: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übetnehmen alle Poſt⸗ 
— Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Ni 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donuersing, den 6. April 1865. 


ment zur Handhabung des jetzigen Softems.;. Sie verderben durch daſſelbe 
die Stellung des Beamten, der feine bürgerliche Pflicht erfüllen will, wenn 
Sie ihn nicht unabhängig von jedem Parteimandver hinstellen. Der preuß. 
Beamtenſtand war bisher beſſer daran, als derjenige anderer Staaten, allein 
Sie verderben dies, wenn Sie den Beamten von vornherein zum Vertreter 
eines vorübergehenden Partei⸗Inteteſſes machen. Sie verderben den Geiſt 
der Communen, den Geiſt der Landesgeſetzgehung von oben berab, und 
bahnen für bewegte Zeiten verderblichen Einflſſen von unten herauf den 
Weg. Unſere weſtlichen Nachbarn können zu keinem geordneten Zuſtande 
kommen, weil ihnen der Communalgeiſt gänzlich fehlt, den die politiſchen 
und ſozialen Gegenſätze dort nicht entſteben laſſen. Wir haben diefen Com⸗ 
Aude wir haben ihn als enn einer großen Zeit und in einer 
Ausdehnung, wie er in den 10 größten Städten Europas nicht noch einmal 
gefunden (wird. Dies von oben her zu zeritören für vorübergehende In⸗ 
terefien, halte ich für ein Verbrechen; möchten die Herren Miniſter davon fo 
durchdrungen ſein, um ſich zu hüten, dieſes Communalweſen zu einem In 
ſtrument der bevorſtehenden Kammerwahlen zu machen (Sehr wahr.). Aus 
dem Gruude, m. H., weil, wenn von oben herunter das Parteiweſen hinein⸗ 
getragen wird, es dann von unten herauf, nicht blos naturgemäß, unab⸗ 


weislich entſteht, und zwar unheilbar erhalt: denn die Geſchichte kann Ihnen 


zeigen, daß alle unheilbar kranke Communalverfaſſungen nur dadurch in dieſe 
Lage kommen, daß man in üheteilter Naber Parteileidenſchaft von oben 
herunter die Commune in dieſe Wege führte, Dies find die fehr ernſten 
Gründe, die für diefen Commiſſtonsbericht ſprechen, und ich glaube auch, ich 
habe mir erlaubt, für den nächſten Commiſſionsbericht vorzuſprechen, 
Juſtizminiſter Graf zu Lippe: So lange micht ein hatfächlicher Fall, 
wo aus politiſchen Granden den Rechtsanwalten die Genehmigung zum 
Eintritt perſagt worden ift, wird nachgewieſen werden können, glaube ich, 
daß die ganze Schilderung des Syſtems, welches der Vorredner mit fo dü⸗ 
ſteren Farben dargeſtellt bat, eine unrichtige iſt. 8 
Der Schluß der Debatte wird abgelehnt. Abgeordnete Let te ſieht den 
wahren Schutz gegen das Eingreifen der Regierung in der Freigebung der 
Advokatur. Als die betreffenden Paragraphen der Gaiberg les, 
then wurden, hat man nur Beſchränkungen für den Eintritt richterlicher 
Beamten in die Stadtrerordneten⸗Vetſammlung im Auge gehabt, an die 
4 8 57885 hade Niemand gedacht. Er empfiehlt den Commiſſions⸗ 
ntrag. f 40 4 
Abg. Dr. Simſon: Ich befinde mich in der Frage de lege fereuda 
durchaus auf dem Standpunkte des Abg. Gneiſt. Ich wünſchte, daß von der 
Genehmigung zum Eintritt der Beamten in die Stahtverprbneten-Berjamms 
lung jo wenig je die Rede geweſen wäre, als Gottlob don der Beurlaubung 
der Beamten zum Eintritt in dies Haus, Vorbereitende Analogien find 
unterwegs, aber noch nicht rechtskräftig. Die Räckſichten des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſters auf die Intereſſen der Stadt Oſterode finde ich zu zart und ver⸗ 
kenne auch nicht die ſchweren Bedenken gegen den Miniſterialbeſchluß don 
1851 im Verhältniß zu den Beſtimmungen der Gerichtsordnung. Aber ich 
muß hervorheben, daß, während 14 Jabte die Appellationsgerichte ohne 
Ausnahme ven Miniſterial⸗Beſchluß nicht für unvereinbar mit den Geſeßen 
erklärt haben. Ich kann hinzufügen, daß die Genehmigung von dem Appel⸗ 
lationsgerichte zu Königsberg, dem ich früber angehört babe, ſtets und ledig⸗ 
lich als ein unbedeutendes Formale ertheilt worden iſt, und ebenſo von dem 
Appellationsgerichte zu Frankfurt a. d. O. wenigſtens feit den fünftehalb 
a ſeit ich demſelben angeböre. Ich weiß nicht, ob man einem ber 22 
ppellhöͤfe des Landes den Vorwurf machen darf, daß er einen Miniſterial⸗ 
beſchluß anwendet, der nicht mit den Geſetzen im 


des inneren Staatsrechts von den Gerichten eniſchieden werden follen. Hier 
14 Jahre hindurch nicht an 


von 1851 herbelgeführt iſt, da können Sie mir doch nicht zumuthen, mi t 
nur die Petition der Regierung zur Berückſichtigung zu Wee 
auch mir jelbft einen Schlag ins Geſicht zu geben und den Miniſterialbeſchluß 
Sie werden es daher in der 
Ordnung finden, wenn ſch den oe nach — Abſtimmung aus⸗ 
ch kann für den erſten Theil des ommiſſtons⸗Antrages auf 
Ueberwelſung ſtimmen, für den zweiten Tbeil kann ich es aber nicht. 
Abg. Gneiſt: Wenn der Herr Juſtizminiſter die Anfübrung von Bei⸗ 
ipielen weinerſeits vermißt, fo, verweiſe ich einfach auf die folgende Petition. 
Den Bericht der erſten Kammer babe ich ‚mittelbar erwähnt, derſelbe ist kei⸗ 
nenfalls eine Autorität für die Auslegung der Geſetze. Dem Hrn. Abgeord⸗ 
neten für Monjoie erwiedere ich, daß ein Präcedenzfall nur dann vorlirgen 
würde, wenn ein Appellations⸗Gericht auf Grund des Miniſterialbeſchluſſes 
die Genehmigung verſagt hätte. Das leugnet ir der Herr Juſtizminiſte 
nicht, und das iR eben bezeichnend für die Rechts⸗Anſchauungen der Appel⸗ 
latio s Gerichte. Wenn man ſagt, das wäre ein glücklicher Zuſtand, wenn 
berhaupt die Aer dee Aragen zur Entſcheidung brachten, fo 
ſchließe ich umgekehrt, wie unglüdlich. die Entſcheidung der Juſtizdehörden im 
offentlichen Rechte ift, weil die Gerichte dieſe Fragen niemals vor Augen has 
ben und fie als eine reine Verwalte ngsſache anſehen. Ich glaube, daß man 
die bödften Aſchterämter bei uns erreichen lann, ohne die 88 17, 30 u. 74 
der Städte⸗Ordnung von 1808 geleven zu haben, geſchweige denn zu 
wiſſen, wie fi dieſe SS zu der älteten Dienſtordnung berhalten. Unſere 
Gerichte maſſen ſich im Zuſammenhange mit den Rechtsfragen beſchäftigen, 


wenn fie jemals eine ſichere Kenntniß davon erlangen ſollen. An die Unbes 
Iangenbei der Gerichte für die Zukunſt glauben wir Alle. * 

bi Simfon tritt im Weſentlichen den Anſichten des Vorredners bei, 
muß aber feine motivirte Abſtimmung aufrecht erhalten. 


zNach dem Schlußreſerat des Abg, Schneider wird der Antrag der Com: 
miſſion, die Ueberweiſung der Petition an die Regierung in Ver indung mit 
der (geſtern mitgetheilten) Reſalution, weiche das Haus von einander zu 
trennen nicht gewillt iſt, mit überwiegender Majorität angenommen. 
Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht über die fünf 
Petitionen der Stadtwerordneten⸗Verfammlungen von Berlin, Inſterburg, 
Neudamm und Stettin und vieler Bürger zu Breslau, um eine 


des § 33 der Städteordnung dabin herbeizuführen, daß die „Wahlen der 
Stadträthe der Sanction der Regierung nicht mehr bedürfen“. Die Gemeinde⸗ 
Commiſſion beantragt: „Das Haus wolle dem nachſtehenden Geſetzentwurf 
zuſtimmen: Die Beitimmungen des § 33 der St.⸗O. für die 6 östlichen Pro⸗ 
vinzen vom 30. Mai 1853, des § 38 der St. O. für die Provinz ent 

vom 19. Marz 1856 und des § 32 der St.⸗O. für die Rheinprovinz ve 

15. Mai 1856 werden hierdurch aufgehoben.“ Durch dieſen Beſch ſind 
11 Petitionen über denſelben Gegenſtand erledigt, welche dem Haufe van 4 
berliner ee Stabtverorpnetenberfammlungen 5 . 
Elbing, Guben, Witiftod, Tilſit und Stallupönen und von 320 Bürgern der 


Stadt Görlitz zugegangen ſind, bei der Commiſſionsberathung der oben er⸗ 


wähnten 5 3 vr noch nicht betückſichtigt werden konnten. 

Nach einem lurzen Bericht des Referenten Schneider erhält das Wort 
der Abg. Zapp: Die in Luckau dealt Maagſten benen find t bes 
ftätigt worden, weil ſie der liberalen Wartet angeboren. Jetzt 12 Re⸗ 
gierung ſchon ſeit 6 Monaten drei Commiſſarien in das Magjiſtrats⸗Colle⸗ 
gium eingeführt. Die Stadtverotdneten⸗Berſammlung, deren Vorſteher ich 

iſt nicht gewillt, e ‚millenlojen Werkzeugen der 

Regierung machen zu laſſen, und in Folge deſſen ist bei uns die Se Über» 
waltung vollſtändig ſuspendirt. "Säit 5 Monaten find ung Magiſtratsmit⸗ 
— octropirt, und es herrſcht ſomit ein ya der Willkür. Welchen 
ewinn erwartet die Regierung von dieſer Anwendung ſhres Rechtes 
5 Alle unabhängigen Leute find darüber einig, folge 


Wirthſchaft nicht mehr lange dauern kann. Auf dieſem Wege gelangt die 
egi f ven Punkt, auf welchem Oeſterreich ſich bereits 
fee den der alen en dreh ee feen e en de 


des Innern dat wohl keine Ahnung don 
etionen und ibret Folgen. Gefegentio 2 
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bat die Regierung die Zahl ihrer Gegner vermehrt, in die ſtädtiſchen Colles 
gien Zwietracht getragen und die Bitterkeit geſteigert. Sie hat die Idee des 
Beſtätigungsrechtes gründlich ruinirt. Die Städteordnung, die das Volk mit 
ſeinem Herzblut erkämpft, wird dadurch bedroht, das Brot ſoll ſich in Stein 
verwandeln. Sehr oft erfährt der Nichtbeitätigte erſt dadurch, daß er ein 
politiiher Mann ift und der Parteimann iſt fertig. Der Tag wird kommen. 
an welchem Ihr heutiges Votum ſein volles Gewicht baben wird. (Bravo.) 
Abg. v. Blanckenburg (gegen den Commiſſions⸗Antrag): M. H.! Wenn 
ich neulich von einem parlamentariſchen Paradies geſprochen habe, und daß 
die Löwen der Oppoſition faſt zu Lämmern geworden find, und wenn die 
liberale Partei Er Meinung war, jo muß ich heut hinzufügen, daß 
es dem Herrn Präſidenten geſtern und beut ge ungen iſt, eine Tagesordnung 
u componiren, welche es ermöglicht, daß vie liberale Partei wieder zuſammen 
immen kann. (Widerſpruch links.) 

Vicepräſident v. Unruh: Ich muß die Bemerkung machen, daß dem 


Redner eine Cenſur des Präſidiums nicht geſtattet iſt. 


Abg. v. Blanckenburg: Ich habe nicht im Entfernteſten daran gedacht, 
eine ſolche Cenſur zu üben. (Lebhafter Widerſpruch links.) Nun gut, m. H.! 
So will ich mich mit der Bemerkung beſcheiden, daß die liberale Partei bald 
wieder auseinandergehen wird. Heut iſt eine Vorlage über die Marine ein» 
N wir werden ja ſehen, ob ſie der gegenüber zuſammenhalten wird. — 

„.! Ich würde mich gar nicht zum Wort gemeldet haben, wenn ich nicht 
conſtatiren wollte, daß ich mich zu dem, was ich früher gegen die Polizei⸗ 
willkühr gejagt babe, auch heute noch bekenne. Die Herren Vorredner wenig⸗ 

ens haben mir nur geringe Veranlaſſung gegeben, ihnen zu antworten. 
enn der Eine meint, das Haus könne beſchließen was es wolle, die Regie⸗ 
rung werde doch ihren Weg gehen, ſo will ich daraus nur conſtatiren, daß 
Sie die Macht der Regierung doch anerkennen. (Wiverſpruch.) Wenn der 
Andere der Regierung vorwirft, daß fie die politiſche Geſinnung zum Krites 


rium ihrer Beſtätigung mache, fo vergeſſen Sie doch nicht, daß das Beſtäti⸗ 


zn unzweifelhaft der Regierung zuſteht, und daß von einem Miß⸗ 
a. deſſelben erſt die Rede 1 iſt, als die Regierung ſich zur Abwehr 
ißbrauchs der communalen K entſchließen mußte. M. H.! Sie 
baben ſelbſt noch nie beſtritten, daß die Regierung das Beſtätigungskecht bes 
ſitzt, aber es ſoll nun einmal abgeſchafft worden. So conftatire ich, daß das, 
was wir Militärconflict nennen, ſich in allen Zweigen der Verwaltung wie⸗ 
—.— l anger Wir haben alſo Recht, wenn wir ſagen, daß der 
Militärconflict außer Frage iſt. Sie aber, m. H.! fahren fork, der Regie⸗ 
a 3 das Regieren unmöglich zu machen. 
ie ſcheinen alſo een daß allein die Communen, allein die Stadt⸗ 
1 eſetzung der Communalämter zu beſchließen baben. 
Soll denn die Regierung darüber kein Urtheil fällen dürfen? (Ruf: Nein! 
Nein!) Sie haben geſtern viel von Willkür der Regierung geſprochen, aber 
ſo boch Sie andererſeits die Freiheit der Communen ſtellen wollen, ſo werden 
Sie doch nicht behaupten mögen, daß nicht auch ein Mißbrauch mit dieſer 
Freiheit getrieben werden könne? Denken Sie einmal, wenn die Regierung 
nicht das Oberaufſichtsrecht hat, was ſoll daraus entſtehen? Z. B. aus dem 
Schulweſen? (Große Verwunderung.) M. H.! Wenn durch Annahme des 
Commiſſionsantrages der Regierung unmöglich gemacht werden ſoll, in ihrem 
Sinne auf die Beſetzung der Communalämter einzuwirken, dann wiederhole 
ich, machen Sie ihr das Regieren unmöglich. Das Beſtätigungsrecht kann 
feine Regierung und keine Partei der Welt entbehren. g 
Abg. Virchow: Die für den Communaldienſt geeigneten Perſonen findet 
die Commune beſſer und leichter beraus als der Staat, namentlich wenn der 
Staat als Hauptrequifit bei der Beurtbeilung der Qualification die Abſtim⸗ 
mung bei den Wahlen benutzt. Ein ſolches Verfahren ſtellt das communale 
Leben geradezu auf den Kopf und führt zur commiſſariſchen Berwaltung 
durch Beamte, denen jede Erfahrung im Communalweſen fehlt, durch irgend 
einen beliebigen Aſſeſſor, oder durch das Heranziehen von Beamten, die dem 
Kreiſe der Communalbehörden angehören und ihr beſſer zuſagen. Für Ber: 
lin ſteht eine ſolche Verwaltung vielleicht in der Perſpective, vielleicht die 
Ein en re Stadtrath a. D. Woeniger, der durch das Mißtrauen der be: 
rechtigten Wähler entfernt worden iſt. Und alles das, weil wohl qualificirten 
Gemeindebeamten die Eigenſchaft fehlt, die vorzüglich verlangt wird, daß fie 
ur Partei des Abg. d. lanckenburg gehören. Das der Regierung gie 
de Recht wird von ibr, wie die Thalſachen beweiſen, in tendenziöſer Weiſe 
gemißbraucht. (Sehr wahr!) 

Durch Aufhebung dieſes Rechtes werden wir dazu beitragen, daß der 
Staa haͤtigkei zurückzieht von einem Gebiet, auf dem fie überflüſſig 
iſt, daß er ſeine wahren, großen Aufgaben anderswo ſucht und daß die Mi⸗ 
niſter die kulturhiſtorſſchen Zwecke und Ziele, nach denen ein großer Staat 
zu ſtreben hat, ins Auge faſſen können, daß ſie ſich 3. B. mit der Verbeſſerung 
der Gemeindeordnung beſchäftigen können, anſtatt die beſtehende in der aller- 
kleinlichſten und peinlichſten Weiſe auszuführen. (Vielſeitige Zuſtimmung.) 
Wo hoben denn nur die Herren Miniſter die Zeit her, um alle dieſe Prü⸗ 

ungen von Perſonalien, dieſe ungezählten Lappalien zu bewältigen? Durch 
treichung des $ 33 befreien wir ſie von einer Laſt, die ihnen nicht länger 
aufgebürdet werden ſoll (Heiterkeit) und ſchaffen ihnen die Möglichkeit, dich 
— Aufgaben hinzugeben, die eines Miniſters würdig ſind. (Lebhafter 


eifall, 

Miniſter Graf zu Eulenburg. M. H.! Sie preifen immer von der 
Selbſtverwaltung der Gemeinde, von ihrer Unabhängigkeit im Staate. Ich 
gebe zu, daß die Commune ein ſelbſtſtändiger Organismus iſt, den der Staat 
nicht geſchaffen hat, daß er mit dem Staate nicht zugleich ſtirbt; aber wenn 
ex lebenskräftig bleiben will, muß er ſich in engſter Verbindung mit dem 
Staate halten, der ein eben jo lebhaftes Intereſſe an der Commune hat, 
wie die Commune am Staat. (Der Hr. Miniſter weiſt die Unmöglichkeit, 
die Commune in völlige Unabhängigkeit vom Staate zu ſetzen, aus den Eins 
richtungen verſchiedener Länder, namentlich Belgiens, nach und citirt einige 
Stellen aus dem Lexicon von Bluntſchli und Brater und aus Mittermaier.) 
Die Nichtbeſtätigung von Beamten liegt oft im Intereſſe der Commune 


ſelbſt, (Heiterkeit) für die es keine größere Gefahr giebt, als die Unterwer⸗ 


fung unter eine politiſche Parteiherrſchaft. Wir haben die Beiſpiele davon 
in allernächſter Nähe. Von dem Augenblick an, m. H., wo Sie eſchloſſen 
batten, eine Agitation, eine Kraftäußerung, die Ihnen hier in dieſem Haufe 
nicht mehr recht gelingen wollte, in die Commune, in's Land zu werfen, und 
als Sie ſich Magiſtrate und Stadtverordnete als Organe dazu ausſuchten 
(Unruhe, Widerſpruch) — es war ſeit dem 1. Juni 1863 — (Unterbrechung), 
bon da ab gaben Sie das Signal, die Städte unter die Herrſchaſt Ihrer 
Partei zu bringen. Sie haben bei den Wahlen nicht mehr nach der com⸗ 
munalen Einſicht und Tüchtigkeit gefragt, ſondern nur: „Zu welcher Partei 
ebört er? Kann er ‚gut organiſiren?“ (Heftiger Widerſpruch). „Unter 
mſtänden auch terroriſiren? Wenn er das kann, dann wollen wir ihn 
wählen, wenn nicht, nicht!“, (Große Unruhe). . 
M. H.! Sie haben tüchtige Männer entfernt, deshalb abgeſetzt, weil fie 
nicht politiſch das wollten, was Sie wollten (Ruf von vielen Seiten: 
Woeniger!). Im Falle der Richtbeſtätigung haben Sie noch ertremere 
Perſonen gewählt und dadurch gezeigt, daß es Ihnen nicht auf Verſtändi⸗ 
ung, ſondern darauf ankam, die Stellung Ihrer Partei bis auf die äußerſte 
pige zu treiben und zu behaupten (große Unruhe). Die — sh hat ſich 
uin der 
Communen und ſomit des Staates. Die Regierung hat ihr Nein geſpro⸗ 
chen, aus politiſchen Gründen — wie ſollte ich das leugnen? Aber ſie denkt 


nicht daran, ihre Leute, oder wie man ſich hier zu ſagen gewöhnt hat, Reactio⸗ 


näre bineinzubringen, vielmehr iſt das Umgekehrte der Fall, ſie will nichts 
als Männer in der Verwaltung der Städte ſehen, die nicht Werkzeuge der 
Regierung find, aber verderbliche Parteibeſtrebungen nicht aufkommen laſſen. 
Und, m. H., wir ſind gezwungen ſo zu handeln. Glauben Sie denn, daß 
es mir angenehm iſt, mich mit ſolchen perſönlichen Fragen zu beſchäftigen 
und wichtigere, intereſſantere Dinge deshalb liegen zu laſſen? Einer guten 
wohlgeſinnten Stabtveroron.sBerjammlung gegenüber bedarf es folder 
Maßnahmen nicht (Heiterkeit). 

Aber das iſt, ſagen Sie, nur ein Glied aus der Kette des reactionären 
Syſtems, ein Stein aus dem Gebäude der Unterdrüdung. Das können Sie 
bundertmal jagen, — ich glaube, Sie glauben ſelbſt nicht daran. Keine Re⸗ 
die ihre Poſition halten will, tann anders bandeln, und ich bewun⸗ 
dere oft die eis heit unſerer Geſetze, die uns ſolche Handbaben geben, auf 
die man ſonſt nicht gekommen wäre. Und Sie ſagen dazu: Fort mit dieſem 
Geſez! Wie man ſich beim W auf der Straße benimmt, das wei 
ae: aber wenn man rathen ſoll, wenn zwei Wagen zuſammengefahren 

nd, dann muß man beftimmte Kenntniß und Erfahrung baden. Aber es 

Heep e bbs me, EI lr dee 
: ie e an 

ie ſagen: Du haſt ich berbente Ye 8 

; n, m. H., gebe ich nicht weg! Sie konnen einem 

Gerade dieſen . > n, wenn er mit den borgefunbenen 


herrn keinen n 0 5 N 
i t. Und unſere Poſition iſt zu wichtig, 
ee J fon 0 725 pied 50g ſie nicht in Ihre Hände komme! 


bien 


7 Bravo rechts. Widerſpruch links. 
e 


Wagener ſchließt ſich der miniſteriellen Ausführung an und ſetzt 
ken Aſſeſſor Nr Abg. Birchow die Aerzte ohne Praxis in der 


ordneten⸗Verſammlung“ entgegen. 


( 


CH 2 \ 


* 
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Abg. Dr. Gneiſt: Es iſt ein en wenn der Hr. Minifter des In⸗ 
nern den Beginn des politiſchen Mißbrauchs ſtädtiſcher Wahlen vom Juni 
1863 herſchreibt. Der Schöpfer deſſelben war ſein Amtsvorgänger, der Mi⸗ 
niſter v. Weſtphalen. Wenn der Hr. Minifter des Innern meint, der Her⸗ 
gang im Juni 1863 ſei eine politiſche Agitation gegen das e 
geweſen, ſo befindet er ſich in einem ganz außerordentlichen Jerthum. Unter 
dem Syſtem einer miniſteriellen Verwaltung verſteht man ſonſt geſetzliche 
Maßregeln, die ein Miniſterium auf verfaſſungsmäßigem Wege durchzufüh⸗ 
ren gedenkt. Das, was Anfang Juni 1863 geſchehen, war kein Regierungs⸗ 
Syſtem, ſondern eine Verletzung der Verſaſſung (Lebhafter Beifall.) von 
einer ſolchen Schwere, daß ſie in unſerem weſtlichen Lande dem Miniſterium 
die Capital⸗A klage zugezogen hat. (Hört, hört!) Und, m. H., was binnen 
6 Tagen darauf a durch Miniſterial⸗Reſcripte den Gemeinde⸗Vertretun⸗ 
gen der Hauptſtadt und des Landes das Petitionsrecht An die allerhöchſte 
Perſon des Königs unterſagen, das iſt kein Regierungs⸗Syſtem des königl. 
preußiſchen Staates, ſondern es iſt eine Verletzung der Verfaſſung (Großer 
Beifall.), die unſerem zweiten Nachbarlande im Weiten der entſcheidende 
Grund für das Todesurtheil gegen den Reichsregenten und Onkel des Königs 
geworden iſt. (Hört, hört!) 

Das iſt eine außerordentlich cavaliere Auffaſſung conſtitutioneller Mi⸗ 
niſter, zu glauben, daß ihrem Regierungsſyſtem gegenüber ein Widerſpruch 
politiſche Partei⸗Demonſtration, Agitation u. dergl. ſei. Bei der Remonſtra⸗ 
tion an Se. Maj. den König, das kann ich dem Herrn Miniſter verſichern, 
handelte es ſich um eine ſehr loyale Maßregel, aber nicht um eine muth⸗ 
willige kannegießeriſche politiſche Agitation. Von Syſtem gegen Syſtem iſt 
dabei nicht die Rede, denn das ſind keine Regierungsſyſteme, mit denen man 
Geſetze verdreht und Verfaſſungs⸗Artikel als nicht vorhanden mit feinem 
Verfaſſungs⸗Eide zu vereinigen ſucht. (Sehr gut, links.) Der ſyſtematiſche 
Gebrauch des Beſtätigungsrechtes allein hat Fractionsbildungen in die Com⸗ 
eg hinein gebracht. Und was die Treue gegen den König 
von Seiten der Beamten betrifft, jo müſſen alle überzeugungstreuen Män⸗ 
ner dem Herrn Miniſter ſagen: wenn das die Bedingung unſerer Treue 
gegen den König iſt, daß ein Mann Ihr Verfahren für etwas Anderes als 
für verfaſſungswidrig und geſetzwidrig halten ſoll, welcher die ſtaatsrechtlichen 
Grenzen für das Erlaubte und Unerlaubte Ihrer Handlungen kennen muß 
— wenn das die Bedingung der Treue gegen meinen König iſt, ſo ſteht Ihnen 
mein Amt in 24 Stunden zu Gebote. Und glauben Sie mir, aus demſel⸗ 
ben Stoffe ſind alle unſere Beamten gemacht, nur daß mancher von ihnen 
ſeine und ſeiner Familie Exiſtenz der Wahrheit zum Opfer bringen muß, 
und daß das mit uns Allen nicht der Fall iſt 

Provociren Sie uns aber fortwährend, Ihre Regierungsweiſe, Ihre Preß⸗ 
ordonnanzen, Ihre Budgetauslegung, dieſe Verkehrung der Grundlagen un⸗ 
ſerer Verfaſſung, auf das Gebiet der Königstreue zu bringen und Ihr Sy: 
ſtem als zuläſſig und nicht vielmehr als ein nach den Geſetzen des Staates 
und der ſittlichen Weltordnung ſtrafbares zu halten (Sehr gut), ſo wundern 
Sie ſich nicht, wenn Sie auf Widerſpruch ſtoßen in den Communen, welch 
nun einmal nicht untergeordnet werden ſollten den ſtaallichen politiſchen, 
d. h. ſtets wechſelnden Intereſſen. Sie haben die Communen in den Notb⸗ 
ſtand verſetzt, aus welchem ein Wider ſtand verſucht wurde. Das Lieblings: 
wort des Miniſters des Innern „Agitation“ iſt ein reines inhaltiojes Po⸗ 
lizeiwort. (Sehr gut.) (Zur Rechten gewendet): Was Sie Agitation nennen, 
das wäre nach Ihren eigenen Begriffen das Uebermaß von Patriots aue 
und Hingebung an den Thron, ſobald es in Ihrer Parteirichtung geſchiebt. 
(Sehr gut.) Das Beſtreben der Communen ging dabin, die Verfaſſung zu 
ſchützen gegen frevelhafte Verletzung. (Sehr wahr!) Wenn der Hr. Miniſter 
von einem mäßigen Gebrauch des Beitä-igungsrechtes ſpricht, fo erinnere ich 
mich, daß in einem Regierungsbezirke in Jahresfriſt 70 Fälle der Nichtbe⸗ 
ſtaͤtigung zu den wichtigſten Communalämtern vorgekommen find, (Hört, 
hört!) Das ſoll ein mäßiger Gebrauch ſein! (Große Heiterkeit.) Dagegen 
bat das Miniſterium Weſiphalen von dieſen Befugniſſen einen wahrhaft ver⸗ 
ſchämten Gebrauch gemacht. (Heiterkeit. Sehr gut.) 

Ich glaubte mich zu dieſer Antwort um ſo mehr berechtigt, als der Herr 
Miniſter mir die Ehre erwieſen, mich mit politiſchen Agitationen und Frac⸗ 
tionsbildungen in der Communal⸗Vertretung in Verbindung zu bringen, 
während ich der entſchiedenſte Gegner ſolcher Fractionsbildungen bin und 
von ihrer Zuſammenſetzung nichts weiß. Ich weiß alſo nicht, woher mir 
dieſe Ehre widerfahren iſt, aber ich habe dem Hrn. Miniſter geantwortet, wie 
ich als Rechtskundiger, wie ich als unabhängiger und redlicher Mann ant⸗ 
worten mußte: Dieſe Art zu regieren iſt kein conſtitutionelles Regierungs⸗ 
ſoſtem, ſondern es iſt die Verletzung der Verfaſſung. (Lebhaftes, lang an 


dauerndes Bravo! 0 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Erſt durch die letzten Worte 
des Herrn Abg. Gneiſt iſt mir klar geworden, warum ſeine Erwiderung eine 
fo heftige geweſen. Die ſtenographiſchen Berichte werden es ausweiſen, daß 
ich nicht die leiſeſte Andeutung gethan habe, als ob die Agitation von Herrn 
Gneiſt ausgegangen ſei. Ich habe nur geſagt, vaß im Jahre 863 der An⸗ 
fang gemacht worden ſei, die ſtädtiſchen Behörden in das Parteitreiben hin: 
einzuziehen, und hinterher habe ich einige Worte des Herrn Gneiſt citirt. 
Im Uebrigen habe ich damit den Namen des Hrn. Gneiſt nicht in Verbindung ges 
bracht, und ich glaube von Daten gern, daß der Herr Abgeordnete deutlich 
davon überzeugt iſt, zu welchem Unheile das Barteitreiben führt. Bringen 
Sie es nur erſt dahin, daß die Stadtverordneten⸗Verſammlungen nach Ihren 
Wänſchen zuſammengeſetzt find, dann wählen fie den Magiſtrat und dann 
werden die Berathungen der Stadtverordneten eine Comödie, dann wiſſen 
die Stadtverordneten, was aus dem Magiſtrat kommt, und es 
werden dann nur noch pro publico ein Paar kleine Reden gehalten, 
aber von einer Erörterung der Sache iſt dann nicht mehr die Rede. 
Dabin würde es kommen, wenn die Regierung nicht ihre Hand darauf bielte 
und verhütete, daß der Magiſtrat mit der Zeit weiter nichts wird, als ein 
folder Extract der Verſammlung. Das iſt keine Knechtung des Communal: 
um: das iſt die Anbahnung der Emancipation der Gemeinde von der 
politiſchen Knechtſchaft. } ur 

Der Schluß der Discuſſion wird beantragt, jedoch abgelehnt. Der Mini: 
ſter entfernt ſich. i 

Abg. Dr, Waldeck (für den Commiſſions⸗Antrag): Meine Herren! Wenn 
die ganz abnorme Sachlage einem verfaſſungsverletzenden Miniſterium gegen⸗ 
über uns bisher abgehalten hat, die Initiative in der Geſetzgebung zu ergrei⸗ 
fen, und wenn wir jetzt einen ſolchen Geſetzentwurf einbringen, ſo liegt die 
Urſache darin, daß wir uns damit über eine Frage aussprechen, über welche 
innerhalb der großen liberalen Partei, die der kleinen, verſchwindenden con: 
ſervativen Partei gegenüber das Recht des Landes vertritt, kein Zweifel be: 
ſteht. Meine Herren! Wir haben den weiteren Grund, daß wir durch Ah 
ſchaffung des Beſtätigungsrechts den ſchärfſten Tadel ausſprechen gegen den 
ſchreienden Mißbrauch, der mit dieſem Rechte getrieben worden iſt. Der Mi: 
niſter des Innern, der ſich ſo eben entfernt hat, glaubte die ſchwerſten Be⸗ 
ſchuldigungen gegen die Communen ſchleudern zu müſſen; er hat ihnen, wozu 
er nicht im mindeſten berechtigt war, vorgeworfen, daß ſie zu politiſchen Agi⸗ 
tationen ſich haben gebrauchen laſſen. \ 

Wenn die Regierung von dem Beſtätigungsrecht einen ſolchen Gebrauch 
macht, dann bleibt nichts übrig, als dies vor dem Lande zu conſtatiren, und 
ſo iſt in der That die ganze Bebatte auch nichts weiter geweſen, als ein 
weitere Ausführung der Rede, mit welcher unſer Präſident ſein Amt über 
nahm. Wie damals der Herr Minifter Einſpruch erhob, jo auch jetzt. Er 
entzieht ſich der Kritik, dem ſchweren Tadel ſeines Verfahrens, er will nicht 
bören, was im Lande vorgeht, er glaubt noch eine Weile fo ſortwirtbſchaſten 
zu können. Dieſer ſchweren Schädigung des Communallebens entgegenzuir? 
ten, iſt der Geſetzentwurf von der Commiſſion eingebracht worden; er ſoll, 
obſchon wir wiſſen, daß er einen materiellen Erfolg nicht haben wird, con, 
ſtatiren, daß keine andere Hilfe möglich iſt. Ich bitte Sie, in dieſem Sinne 
den Geſetzentwurf anzunehmen. (Bravo.) Der Schluß der Debatte wird 
angenommen. r 0 
ba. Lent (perſönlich): Ueber die Wahl des Oberbürgermeiſters in Bres: 
lau iſt dee Hr. Miniſter vollſtändig ſchlecht unterrichtet. Es iſt allerdings 
auf die Qualification des Gewählten Rückſicht genommen, und wenn zuge: 
geben werden kann, daß der frühere Oberbfirgermeifter ein glänzend befähig, 
ter Mann war, fo hoffen wir dies auch von dem gegenwärtigen, von dem 
wir außerdem glauben, daß er in politiſcher Beziehung den Slandpunkt eines 
unabhängigen, freien Mannes vertritt. Was das Verfahren der Stadtver 
en ei betrifft, ſo iſt es allerdings das einer fortdauernden 
Opposition gegen ſolche Anſchauungen, wie fie der Herr Miniſter vorhin 
geäußert hat. > 5 ’ 

Abg. Dr. Virchow: Der Abg. für Neuftettin hat eine eben nicht glück⸗ 


liche Reminiscenz aus einer Standrede ſeines Freundes Wöoͤniger zum Ber 
ſten gegeben. Ich kann ihm übrigens ſagen, daß 61 en Öniger auch 


noch von Schrifſtellern obne Ruf und Aerzten ohne Praxis geſprochen hat. 
Da alle meine Collegen in der Stadtverordnetenverſammlung Praxis haben, 
nur ich allein nicht, ſo darf ich dies wohl auf mich beziehen. Ich glaube 
nun, daß die Bürgerſchaft es dankbar anerkennt, wenn Männer, die durch 
ihre Thätigkeit ſich große Mittel verſchaffen können, ihre Zeit dem Dienſte 
der Commune widmen. Was die commiſſariſche Vertretung anbetrifft, ſo 
muß ich beſtreiten, daß die Mediziner, welche in der a ſitzen, 
weniger geeignet ſind, die ſtädtiſchen Angelegenheiten zu berathen, als junge 
Aſſeſſoren, welche ohne Erfahrung in dee Geſchäfte hineingezogen werden 
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würden. Ich beziehe mich auf die Erklärung des 
zur Genüge hervorgebt, daß das, was der Abg. für Neu 
nur als Verlegenheitsbemerkung anzuſehen iſt. (Heiterfeit,) 
Nachdem der Abg. Laßwitz die Bemerkungen des Miniſters des Innern 
über die agitatoriſchen Tendenzen widerlegt und der Referent Abg. Schneider 
(Wanzleben) kurz den Antrag der Commiſſion noch einmal empfohlen bat, 
wird zur Abſtimmung geſchritten. Der Commiſſions⸗Antrag und 
damit der oben mit etheille Geſetz⸗Entwurf wurde angenommen. 
Schluß der Sitzung: 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Donnerſtag 
10 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Tagesordnung und Bes 
rathung der Zollvereinsverttäge. - 


Berlin, 5. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: dem Medizinal⸗Rath und Dirigenten des Clemens⸗Hoſpitals 
in Münſter Dr. Riefenſtahl, dem Kreisgerichts⸗Rath Auguſt Wilhelm Kay⸗ 
ſer zu Oels und dem Forſtmeiſter Stürmer zu Siegen den rothen Adler⸗ 
Orden dritter Klaſſe mit der Schleife, dem Polizei Diftrikts Kommiſſarius 
Hauptmann Kummer zu Czerniejewo im Kreife Gneſen, dem erſten Lehrer 
Büſcher an dem katholischen Schullehrer » Seminar in Kempen, Regierungs- 
Bezirk Düſſeldorf, und dem Obermeiſter Carl Voelker von der 5. Artillerie- 
Handwerks⸗Compagnie den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie dem evan⸗ 
geliſchen Lehrer Rudolph Caldemeyer zu Lengerich im Kreiſe Tecklenburg 
und dem Musketier Koſinski im 1. Niederſchleſiſchen Infanterie Regiment 
Nr. 46 die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen. 


Berlin, 5. April. [Se. Majeſtät der König] nahmen geſtern 
Nachmittag den Vortrag des Miniſter⸗Präſidenten von Bismarck⸗Schön⸗ 
hauſen entgegen. 

Um 5 Uhr fand im königlichen Palais ein Diner ſtatt, an dem 
Ihre königliche Hoheit die Frau Großherzogin⸗-Mutter von Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz und Se. königliche Hoheit der Prinz Georg, ſowie der 
niederländiſche Vice- Admiral May, der Miniſter⸗Präſident von Bismarck, 
die Staatsminiſter von Bodelſchwingh, Graf von Itzenplitz, von Müh⸗ 
ler und von Selchow, der General⸗Lieutenant Herwarth von Bitten⸗ 
feld I., die General-Majors von Beyer, von Bentheim, der Graf 
Solms⸗Baruth und Andere theilnahmen. 

[Ihre Majeſtät die Königin] wird am Donnerſtag, den 6., 
nach Weimar reiſen, um daſelbſt der Confirmation Ihrer königlichen 
Hoheit der Prinzeſſin Marie von Sachſen-Weimar am 8. d. M. bei⸗ 
zuwohnen. 

Die Oberhofmeiſterin Gräfin von der Schulenburg und der könig⸗ 
liche Kammerherr Graf Hohenthal haben die Ehre, Ihre Majeſtät 
die Königin zu begleiten. N 

[Se. königliche Hoheit der Kronprinz) nahm geſtern Vor⸗ 
mittag die Meldungen des General-Mafors und Brigade⸗Comman⸗ 
deurs von Bentheim und des Seconde⸗Lieutenants vom 2. pommer⸗ 
ſchen Ulanen⸗ Regiment Nr. 9 von Naſo entgegen. Um 12%, Uhr 
hatte der Maler Milde aus Lübeck eine Audienz bei Ihren königlichen 
Hoheiten dem Kronprinzen und der Frau Kronprinzeſſin. 

Nachmittag ein halb 4 Uhr empfing Se. königliche Hoheit den 
Ober⸗Präſidenten der Provinz Pommern, Freiherrn von Senfft⸗Pilſach. 

Abends erſchienen Ihre Majeſtäten im kronprinzlichen Palais zum 
Beſuch bei der Frau Kronprinzeſſin königl. Hoheit. (St.⸗A.) 

O Berlin, 5. April. [Mittheilungen aus der „Pro: 
vinzial⸗Correſpondenz.“] Verſchiedene Artikel der heut erſchienen 
„Prov.⸗Corr.“ ſind natürlich wieder dem Abgeordnetenhauſe gewidmet; 
die „Verwirrung“ deſſelben, die Verhandlung über die Eiſenbahnen, 
der Michaelis'ſche Antrag, die wirkliche Behandlung der Eiſenbahn⸗ 
Vorlage, ſowie des erweiterten Geſetzentwurfes für die preußiſche Bank, 
bilden das Thema der Beſprechungen; namentlich wird die Abſtimmung 
bei der teren unbegreiflich gefunden, es werden die das Verfahren 
des Abgeordneten H. n a liberalen Blätter und oppoſitionel⸗ 
len Parteiführer, wie Waldeck, angeführt, und zum Schluß heißt 2s 
dann: 

„Deshalb gilt es zu erwägen, ob die verfaſſungsmäßige Pflicht 
des Hauſes, über die Vorlagen der Regierung ſelbſt abzuſtimmen, 
durch die Geſchäftsordnung und zumal durch die Art, wie der Prä⸗ 
ſident dieſe handhabt, umgangen werden darf. Was die Sache ſelbſt, 
die Bankangelegenheit betrifft, ſo iſt natürlich ſehr zu beklagen, daß 
die neuen Einrichtungen, welche der geſammmte Handelsſtand und 
die ungetheilte Öffentliche Meinung mit großer Freude begrüßt haben, 
vorläufig unausgeführt bleiben müſſen. Die Staatsregierung wird 
jedoch gewiß dafür Sorge tragen, daß die zur Ausführung ibres für 
Preußen hochwichtigen Plans bereits getroffenen Einleitungen in Kraft 
und Geltung bleiben und daß durch den ihr auferlegten Verzug 
doch nicht das Unternehmen ü“ erbaupt vereitelt werden könne. Die 
Landes Vertretung aber wird bei fpäter erneuerter Vorlage das fo 
eben begangene Unrecht hoffentlich gut machen.“ 

Ein anderer Artikel beſchäftigt ſich, angeregt durch den bekannten 
Antrag beim Bunde mit der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit. 
Und da wir gerade von dieſem Antrage reden, ſo wollen wir gleich 
mittheilen, daß eine öſterreichiſche Depeſche vom 31. März, welche Preu⸗ 
ßen auffordern ſollte, fi der Abſtimmung zu enthalten, gar nicht exi⸗ 
ſtirt, wie vielfach fie auch in den Blättern citirt wird. Alle etwa ſtatt⸗ 
gefundenen Beſprechungen zwiſchen beiden Kabinetten gingen dem An⸗ 
trage voran. Der Artikel ſelbſt aber lautet folgendermaßen: 

„Die ſchleswig⸗holſtein'ſche Angelegenheit ſoll am 6. Gegenſtand 
der Beſprechung in der deutſchen Bundes⸗Verſammlung ſein. 

Man darf den bezüglichen Verhandlungen mit der Gewißheit 
entgegenſehen, daß dieſelben irgend einen beſtimmenden Einfluß auf 
die weitere Entwickelung der Sache nicht haben werden. Die Er⸗ 
klärungen Preußens, wie fie bereits gegeben find und in voller Klar⸗ 
heit und Beſtimmtheit wiederholt werden dürften, werden darüber 
einen Zweifel nicht zulaſſen. 

Inzwiſchen hat der öͤſterreichiſche Miniſter Graf Mensdorff 
Gelegenheit genommen, im dortigen Landtag von Neuem zu erklä⸗ 
ren, einen wie großen Werth Oeſterreich im Intereſſe der Erhaltung 
des Friedens, deſſen das Reich dringend bedürftig fei, auf das Bünd⸗ 
niß mit Preußen lege; er hat zugleich die Zuverſicht ausgeſprochen, 
daß es der Diplomatie gelingen werde, eine Lösung der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Angelegenheit zu ermöglichen, ohne das Einverſtändniß 
mit Preußen zu gefährden, welches trotz aller gegentheiligen Be⸗ 
hauptungen die Einmiſchung des Auslandes in deutſche Angelegen⸗ 
heiten abgehalten habe und auch ferner die Grundlage zu einer 
größeren Einigung Deutſchlands und ſomit auch zur Hebung des 
Anſehens dem Auslande gegenüber ſei. e 

Bei ſolcher Ueberzeugung der öͤſterreichiſchen Regierung iſt die 
Hoffnung der Mittelſtaaten, eine ernſtliche Spaltung zwiſchen den 
deutſchen Großmächten herbeizuführen, nur eine ſehr geringe. Die⸗ 
ſelben haben auch die Bedeutung des von Baiern geſtellten Antrags 
nachträglich bereits ſehr abgeſchwächt und verſichert, daß es vor 
Allem nur auf eine Wirkung in den Herzogthümern ſelbſt abge⸗ 
ehen ſei. a 
15 ee ſolchen Wirkung iſt die preußiſche Regierung von vorn⸗ 
herein durch die Entſchiedenheit, mit welcher fie ihre Stellung zum 
Antrage ausgeſprochen hat, begegnet, und würde etwaigen weiteren 
Folgen jenes Vorgehens in den Herzogthümern unter allen um⸗ 
ſtänden noch entſchiedener und wirkſamer zu begegnen wiſſen. 

Preußen darf übrigens auf den weiteren Verlauf der Angeles 
genheiten um ſo ruhiger und zuverſichtlicher blicken, als grade jetzt 


die Ueberzeugung von der Richtigkeit und Nothwendigkeit der Stel 


ft, aus der 
2 geſagt hat, 


damit durch diefen Akt das 
graben werde. 


oder mit Unrecht, laſſe ich ununterſucht. 


ſollten die verſchiedenen Beſchwerden 


* 2 


lung unſerer Regierung zu der Herzogthümerfrage immer allſeitige 

Anerkennung und offene Zuſtimmung findet, ſo daß ſelbſt die früheren 
entſchiedenſten Gegner der preußiſchrn Forderungen ſich nothgedrungen 

zu denſelben bekennen müſſen. 

Um ſo weniger wird irgend Jemand im Ernſte glauben oder 
erwarten, daß Preußen ſich von dieſer ebenſo feſten, wie natur⸗ 
gemäßen und unerläßlichen Stellung auch nur um eines Haares 
Breite werde verdrängen laſſen.“ 

Ueber die Reiſe des Königs zu den verſchiedenen Jubiläen erfahren 
wir Folgendes: 

„Se. Majeftät der König wird, wie ſchon früher gemeldet, in 
den nächſten Monaten der 5Ojährigen Jubelfeier der Vereinigung 
der Rheinprovinz, ſo wie Neu⸗Vorpommerns und Rügens mit dem 
preußiſchen Staate beiwohnen. Die Feier in der Rheinprovinz fin⸗ 
det bekanntlich Mitte Mai ſtatt, die in Neu-Vorpommern war auf 
Mitte Juli angeſetzt, doch dürfte dieſelbe, neueren Beſtimmungen 
Sr. Majeſtät des Königs entſprechend, ſchon Anfang Juni ſtattfin⸗ 
den. Bald darauf wird der König vorausſichtlich zur Kur nach 
Karlsbad reiſen. 

Auf mehreren Seiten iſt auch von einer 50jährigen Feier der 
Vereinigung des Großherzogthums Poſen mit Preußen die Rede 
geweſen. Eine ſolche dürfte jedoch angemeſſener Weiſe unterbleiben, 
um nicht ohne Noth die Erinnerung an die bedauerlichen Vorgänge 
der letzten Jahre in den polniſchen Landestheilen von Neuem wach 
zu rufen.“ 

Ein letzter Artikel lautet: 

Der Flottengründungs⸗Plan wird dem Hauſe der Abgeordneten 
ſchon in wenigen Tagen ſeitens der Regierung vorgelegt werden. 
Derſelbe giebt eine vollſtändige Ueberſicht über die zur Herſtellung 
einer Seemacht, wie ſie den Bedürfniſſen Preußens entſpricht, er⸗ 
forderlichen Einrichtungen und Erwerbungen und über die Möglich: 
keit der Durchführung derſelben in einem naheliegenden Zeitraum. 
Die Koſten dieſer allmählichen Durchführung dürften, wie ſchon 
früher erwähnt worden, weſentlich aus den jeweilig vorhandenen 
Mitteln entnommen und damit je nach der Höhe dieſer Mittel vor⸗ 
gegangen werden. Um jedoch mit voller Zuverſicht an die Ausfüh⸗ 
rung des für Preußens Machtſtellung und Wohlfahrt ſo wichtigen 
Werkes gehen zu können, hat die Staatsregierung beſchloſſen, zur 
Deckung eines Theils der Koſten die Ermächtigung zu einer Anleihe 
von 10 Millionen Thalern vom Landtage zu erbitten.“ 

[Der mittelftaatlihe Antrag.] Dem telegr. gemeldeten Ar⸗ 
tikel der „Nordd. A. Z.“ entnehmen wir folgendes: 

Der deutſche Bund ſteht vor ſeinem Rubikon, und die Scherze, 
mit denen das „Dresd. Journ.“ das Ueberſchreiten der entſcheidenden 
Stelle zu erleichtern ſucht, paſſen ſchlecht zu dem Ernſt der Situation. 

Das Organ der ſächſiſchen Regierung leugnet die Alternative, die 
nothwendig aus dem morgen zu entſcheidenden Antrag hervorgeht, 
ſobald die Majorität ſich für denſelben erklärt, die Alternative: „ent 
weder den deutſchen Bürgerkrieg heraufzubeſchwören, oder aber einen 
machtloſen Beſchluß zu faſſen, der das Anſehen des Bundes untergra⸗ 
ben würde.“ 

Und dennoch beſteht dieſe Alternative in voller Kraft. 

Ob der deutſche Bürgerkrieg aus dieſem Antrage hervorgehen wird, 
können wir allerdings nicht beurtheilen, da dies von dem Ermeſſen 
und den Maßnahmen derjenigen deutſchen Staaten abhängen wird, welche 
die Majorität bilden würden. 

Daß aber der Beſchluß, wenn er ein leeres Votum bleibt, das 


keine Ausführung empfängt, den deutſchen Bund für alle Zeiten dis⸗ 


kreditiren wird, das ſteht feſt. 8 5 
Wenn das Organ der ſächſiſchen Regierung nicht begreift, daß es 

nichts giebt, was das Anſehen einer Regierung mehr erſchüttern, die 

Achtung vor der ſtaatlichen Autorität im eigenen Lande wie im Aus⸗ 


lande mehr untergraben kann, als das Faſſen von feierlichen Beſchlüſſen, 
die nachher ihre Ausführung nicht empfangen; — ſo dürfte die Zeit 
nicht fern ſein, wo man ſich von der Richtigkeit dieſes Satzes zum 


eigenen Schaden überzeugen wird. 
Wenn Preußen ſich dem Antrage, über welchen morgen abgeſtimmt 
wird, widerſetzen zu müſſen glaubte, jo hat es dies gerade nur gethan, 
ſtaatliche Anſehen des Bundes nicht unter⸗ 
Folgte das en en aan er 1 par⸗ 
tikulariſtiſchen Anſchauungen, wie je in den g von der andern 
en 2278 e fo würde preußiſcherſeits der Antrag mit 
viel geringerem Ernſte zurückgewieſen, noch eher gefördert worden jein. 
Denn die Annahme eines gegen Preußen gerichteten Beſchluſſes, 


der nachher keine Ausführung empfängt, iſt ein moraliſcher Sieg Preu⸗ 
bens, der in der großen Maſſe des deutſchen Volkes dle klarſte Ueber⸗ 


zeugung erwecken muß, was Preußen für Deutſchland iſt, und was 
Deutſchland iſt ohne Preußen 5 ar Preußen. 

„Intereſſant ift übrigens die Bemerkung, die wir hier noch am Schluß 
hinzufügen, daß, während das officielle Organ der ſächſiſchen Regie⸗ 
rung ausdrücklich das „Heraufbeſchwören des Bürgerkrieges“ in Ab: 


rede ſtellt, das officiöſe Organ der heſſen = darmſtädtiſchen Regierung 


alles Ernſtes grade mit etwas Aehnlichem droht. 


[Curioſum.] Man ſchreibt in den Blättern: „Aus Deffau 


bat man ſich nach Berlin gewandt um Ueberlaſſung eines zum Berg: 
dauptmann für das Herzogthum geeigneten Beamten. Außer den in 


Preußen vorgeſchriebenen Eigenſchaften wird blos noch die verlangt, 


daß er adelig ſei, wahrſcheinlich, weil ſonſt der Bergbau in den an⸗ 


baltiniſchen Staaten nicht gedeiht. Glückauf!“ 

ar Botsdam, 4. April. [Nichtbeſtätigung.] Die „V. Ztg.“ 
Ba: Die Wahl des Prof. . zum Stadtrath hat die Ge⸗ 
gung d icht erbalten. 

@ibing, 57 vr Erhöhung der Grund⸗ und Ge: 
bäudeſteuer] und die neue Vertheilung derſelben haben bei den 
135 715 wie den größeren Grundbeſiern unſeres N abe . 
der Niederung, eine gro iti ervorgerufen. mit Recht 
enn sn. ie ift 3 
Doch würde ſie ſich minder ſtark äußern, wenn ſie den Beſchwerten 
nicht zugleich Anlaß . 1 Geſammtheit der durch Ab⸗ 
gaben und Militärdienft ihnen auferlegten Staatslaſten zu berechnen 
und mit der Höhe derſelben die Staatzleiſtungen für Förderung ins⸗ 
beſondere ihrer nächſten, d. h. der landwirthſchaftlichen Intereſſen zu ver⸗ 
gleichen. Es iſt ein ſehr bemerkenswerthes Symptom für die Art und 
Weiſe, in welcher die politiſche Bewegung unſerer Zeit immer weitere 
Kreiſe ergreift, daß jene zunächſt doch nur durch Schädigung der nächſten 
wirthſchaftlichen Intereſſen hervo gerufene Mißſtimmung nicht mehr wie 
ebedem Abhilfe ſucht auf dem adminiſtrativen Wege, ſondern daß fie 
ſofort zu der Erkenntniß oder doch der Ahnung führt, daß materielle 
Mißſtände, die durch ein Regierungsſyſtem geſchaffen oder großgezogen 
find, nur beſeitigt werden können durch volle und freie Entwickelung 
unſeres Verfaſſungslebens. — Doch, ich erzähle die Thatſache. 
Ener jener Beſiger, Herr B., der feit 1848 immer und zu Zeiten 
mit beſonderem Eifer, auf ſtreng conſervativer Seite geſtanden hat, 
berief im Verein mit einigen Gleichgeſinnten eine Verſammlung unſerer 
Grundbeſitzer, ohne Rückſicht auf ihre politische Parteiftellung. Es 
uber die neue Grundſteuer⸗Regu⸗ 


DD 
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Mn 


lirung zuſammengeſtellt, uud entweder dem Miniſterium oder dem 
Landtage vorgelegt werden. In dieſer Verſammlung, noch mehr aber 
in der von ihr ernannten Commiſſton, in welcher Herr B. ebenfalls 
den Vorſitz führte, überzeugte man ſich jedoch, daß man weder bei 
dieſem einen Punkte ſtehen bleiben könne, noch daß eine andere Abhilfe 
als auf dem Wege der Geſetzgebung moglich ſei. Die in dieſem 
Sinne abgefaßte Petition wurde in einer zweiten Verſammlung vor⸗ 
gelegt und von 63 Anweſenden, mit 2 oder 3 Ausnahmen, ſämmtlich 
in dem dieſſeits der Nogat belegenen Theile der Niederung angeſeſſen, 
unterzeichnet. Unterſchriften aus dem jenſeitigen Theile der Niederung 
ſind nachträglich geſammelt worden. Ein prinzipieller Widerſpruch 
war von Keinem, Ausſtellungen gegen Einzelheiten, die ſich nicht be⸗ 
ſeitigen ließen, nur von einem einzigen unter den Anweſenden, dem 
Oberſchulzen M., erhoben worden. So iſt denn die Petition zur Ueber⸗ 
reichung an das Abgeordnetenhaus dem Abgeordneten v. Forckenbeck 
übergeben worden, obgleich mehr als zwei Drittel der Unterzeichner 
theils als Urwähler, theils als Wahlmänner für die Herren Wantrup 
und Romahn geſtimmt hatten. 

Es find alſo in weit überwiegender Mehrzabl conſervative 
Männer, welche in der betreffenden Petition zunächſt es als ihr Recht 
beanſpruchen, daß zum Zwecke einer „Generalreviſion“ das ſchon in 
$ 8 des Grundſteuergeſetzes verheißene Gefeg „ſchleunigſt“ dem Land- 
tage vorgelegt werde. Es ſind conſervative Landwirthe, welche es 
bervorheben, daß auch nach einer Generaltevifion die Grund⸗ und Ge 
bäudefteuer eine bedeutend höhere bleiben werde, als fie es bisher ge⸗ 
weſen iſt, daß außerdem die Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer von Jahr 
zu Jahr weiter in die Höhe gehe, und daß dabei die dem Land⸗ 
mann zu Gebote ſtehenden Arbeitskräfte (ſelbſtverſtändlich in 
Folge der wachſenden Höhe des Friedensheeres) ſtetig vermindert 
würden. Es find Conſervative, welche es beklagen, daß die 
Geſammtlage unſerer Geſetzgebung und unſerer Einrichtungen ein 
Hemmniß ſei für die gedeihliche Entwickelung der Landwirthſchaft. Es 
ind Conſervative, welche behaupten, „daß fie den gegenwärtigen 
Steuerdruck nicht mehr lange ertragen können, wenn fie nicht auf⸗ 
hören ſollen, überhaupt zahlungs- (d. h. ſteuer⸗) fähig 
zu ſein“, und die es daher, nicht von dem Standpunkte einer Par⸗ 
tei, ſondern lediglich in Betracht ihrer eigenen wirthſchaftlichen 
Intereſſen für „dringend erforderlich“ erklären, „daß die Staats- 
ausgaben überall auf das Maß des Notbwendigen und 
Nützlichen beſchränkt werden“. 

So ſtellen dann gegen fünfzig conſervative Grundbeſitzer (und 
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viele andere werden ihnen nachfolgen) die Bitte: 


„Das hohe Haus wolle auch dahin wirken, daß künftighin nicht in jedem 
Jahre die ganze Grund-, Gebäude⸗, Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer, ſon⸗ 
dern immer nur fo viel von denſelben bezahlt werden dürfe, als das all ⸗ 
el zwiſchen Regierung und Landtag zu vereinbarende Staats: 


aushaltsgeſetz zur Beſtreitung wirklicher und unerläßlicher Bedürf⸗ 
niſſe feſtgeſtellt hat.“ 
Aber ich wiederhole, um etwaigen Illuſtonen auch auf liberaler 


Seite vorzubeugen, daß die conſervativen Unterzeichner dieſer Petition 
ein ſolches Verlangen nur in Betracht ihrer eigenen wirthſchaft— 
lichen Intereſſen geſtellt haben. und daß ſie darum noch keineswegs 
als Anhänger der liberalen Partei zu betrachten ſind. (N. 3.) 
Gumbinnen, 2. April. [Beſchlagnahme.] Die letzte Num⸗ 
mer des „Bürger⸗ und Bauernfreundes“ iſt wegen zweier rtikel „Der 
Dorfpolitiker“ und „Aus dem Landtage“ mit Beſchlag belegt worden. 


Deut ſchlaud. 

Kiel, 4. April. [Der Vorfall. — Der Fahnen-Conflict.] 
Die Unterſuchungsverhöre des Polizei-Gerichts wegen der bereits mehr⸗ 
fach erwähnten Inſultirung eines preußiſchen Fahnen-Poſtens werden 
energiſch fortgeſetzt. Die beiden derzeit durch den Poſten verhafteten 
Individuen befinden ſich noch im Polizei -Gefängniſſe. Auf den 
Entflohenen, nach welchem der Poſten geſchoſſen, wird noch immer ge— 
fahndet. — Geſtern iſt dem Kaufmann Hauffe in Beziehung auf 
eine beim Polizeimeiſter geſchehe Anfrage, ob er ſeine Fahne mit der 
Inſchrift: „Friedrich VIII., Herzog von Schleswig-Holſtein,“ mit 
Weglaſſung der VIII. wieder aushängen dürfe, der Beſcheid geworden, 
daß in Folge Anordnung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Landesregierung 
zu Schleswig auch in dieſer Form das Aushängen der Fahne nicht 
geſtattet werden könne. (N. Pr. 3.) 

Aſien. 


Trieſt, (Ueberlandpoſt mit Nachrichten aus Caleutta 10, 
Bombay, 13. März.) Die aus Tibetanern beſtehenden Hilfstruppen Bhu⸗ 
tans drohen mit einer Inbafion. — Das Betragen des dengaliſchen Reg'⸗ 
ments bei Dewangiri wird einer gerichtlichen Unterſuchung unterzogen. - 
Energiſche Vorbereitungen für einen neuen ldzug werden getroffen. — 
General Dunsford wurde nach Calcutta berufen, um Auskunft und Rath 
betreffs der Lage au der nordöſtlichen Grenze, zu geben. — Der Chef der 
muhamedaniſchen Verſchwörer in Patna wurde zum Galgen perurtheilt. 

In Ahmedohad wurde ein Verſchwörer verhaftet, der ſich für Nena Sabib 
ausgab. — Der rebelliſche Prinz von Delbi, Feroza Schah ſoll von Bokhura 
Unterſtützung erhalten — Die Lage des Emirs von Kabul wird täglich ber 
denklicher; ein Theil der Truppen ſoll den Marſch gegen die Söhne Doft 
Mohameds verweigern. Der König von Bokhara rückt gegen Ballh vor. 
— Der Emir trifft Vertheidigungsmaß regeln. 

Amerika. f 

ort au Prince, 10. März. [Feuersbrunſt.] Am 
28. N Abends, brach bier in einem aus Holz erbauten Theater 
in der Mitte der Stadt ein Feuer aus, welches ſo raſch um ſich griff, 
daß in weniger als ſechs Stunden faſt ein Drittel der Stadt ein 
Trümmerhaufe war. Da die meiſten der Häuſer lediglich aus Holz 
gebaut ſind, ſo konnten die Bewohner nichts von ihrer Habe retten. 
Die Hauptſtraße für das Detailgeſchaͤft iſt total, mit Ausnahme von 
drei aus Backſteinen erbauten Häuſern und einigen ebenfo conſtruirten 
Magazinen, ausgebrannt. Der Geſammtſchade ift auf 1,600,000 Doll, 
zu fhägen und trifft mit 4— 500,000 Doll. unſere Manufacturwaa⸗ 
renhändler und Ladeninhaber. Die europäiſchen Aſſecuranzj⸗Compagnien 
dürften einen Geſammtverluſt von 90,000 Doll. gut zu machen haben; 
die deutſchen Compagnien ſind am meiſten dabei betheiligt. Es heißt, 
die Regierung wird den Wiederaufbau hölzerner Häuſer nicht geflatten 
und der Neubau aus Backſteinen ausgeführt werden. 


- Provinzial-Beitun.. 


Breslau, 6. April. [Die Hauptfeuerwache!] rückte geftern Abend 
um halb 10 Uhr nach dem Kaufe Hintermarkt Nr. 6, Fe en Herde 
des erſten Stockwerks von einem dort wohnenden Klemptnermeiſter Blei ge: 
ſchmolzen und durch die ziemlich N 
Brand gerathen war. Kaum war dieſe anſcheinende Gefahr beſeitigt, als auf 
der Weißgerbergaſſe Nr. 50 Feuer gemeldet wurde. Hier war, jedenfalls durch 
Unvporſichtigkeit, in einer Parterrewohnung ein Sopha mit Kleidung sſtücken x, 
in Brand gerathen, doch auch hier war in kurzer Zeit die Gefahr beſeitigt. 


„„ ([ Schleſiſche Provinzialblätter.] Das ſoeben erſchienene 
meindelt enthält wiederum jo manche de BA chen, wie es Per den 
Leſern bereits bekannte Inhalts⸗Verzeichniß andeutet. Wir wenden uns dies: 
mal zu der recht eigentlichen Redactions⸗Arbeit, die wohl ſchon mit der Ru⸗ 
brit „Stimmen aus und für Schleſien“ beginnt. Von hier ad kann 
der Leſer alles finden, was in dem eben berflofjenen Zeitabſchnitte ſich irgend 
Wichtiges, Intereſſantes in Schleſien zugetragen hat. Zunächſt ſtoßen wir 
auf die Rubrik: e ittheilungen, und finden in⸗ 
tereſſante Notizen über Göthe's Aufenthalt in Oberſcheſer; dann in der 
Unter⸗Abtheilung: „Fragen, Anregungen, Antworten“ Folgendes: 1) Sprech⸗ 


rieſt, 3. April. 


1 


ſtarke Feuerung eine Partie Flugruß in 


rt für gelehrte Anfragen, 2) Operation an . 3) Prophet 
gilt nichts im Vaterlande. (Emailletafeln zu Straßenbezeichnungen, gefertigt 
bon Gebr. Henſchel), 4) Omnibus, 5) die Erſtickungen an Kohlenoxydgas, 
6) Rheumatismus⸗Balſam. Ferner das „Literatur⸗Blatt“ umfaßt 
alles „auf Schleſien bezügliches, von Schleſiern verfaßtes, in Schleſien er⸗ 
ſcheinendes und allgemein Wichtiges.“ Zunächſt werden die 4 Muſenalma⸗ 
nache der beiden ſchleſiſchen Dichtervereine beſprochen, dann im „Schleſiſchen 
liter. Anzeiger“ alle im Februar 1865 erſchienenen literariſchen Produkte 
namentlich aufgeführt. — s „Kunſtblatt“ bringt alles, was auf dem 
Theater, in Concerten und in der übrigen Künſtlerwelt (Malerei und Bild⸗ 
bauerkunſt) während des Februars Bemerkenswerthes vorgefallen iſt. — „Zur 
Chronik und Statiſtik“ liefert zunächſt das Verzeichniß und die Namen 
der Freimaurer⸗Logen »in Schleſien und Nachbarſchaft, die Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung der kath. Schullehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſen⸗Penſions⸗ 
Anſtalt Schleſiens im Jabre 1865 — dann Goldenes Ebejubiläum eines 
Veteranen⸗Ebepaares — die neuen Badeanlagen (vormals Kroll) in Breslau 
— Vereins⸗Chronik. — „Schleſiſche Chronik, Februar 1865“ führt ſämmtliche 
Ernennungen, Beförderungen, Verſetzungen in allen Kreiſen des ſtaatlichen 


* 


Lebens auf, ferner die Ehren⸗ und Gnadenbezeigungen, die Jubilden, Todes⸗ 


fälle, Geſetze, Verordnungen, Verfügungen und 3 politiſche und 
tagesgeſchichtliche Vorgänge (1. B. Preßprozeſſe), Kirche, Univerſität, Schule 
— Wiſſenſchaft und Kunſt (Vorträge) — 1 und Sammlungen, Litera 
tur, Schaubühne, Tonkunſt, bildende Kunſt, Altertbümer. — Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten. (Wichtige Beſchlüͤſſe der Stadtverordneten in Breslau 
und in der Provinz.) — Handel, Gewerbe, Verkehr, Vereine, Mildthätiges, 
Schenkungen, Stiftungen, Verbrechen ic, c. genug, man wird faft Nichts 
vermiſſen, was irgend im Laufe der letzten Wochen in Schlefien zur Erſchei⸗ 
nung gekommen ift. Es iſt dies eine eben fo verdienſtliche als Außerft müh⸗ 
ſame Arbeit des Redacteurs. 


Breslau, 6. April. [Diebſtähle.] Geftoblen wurden: Schuhbrücke 
Nr. Fr ein Mörfer von Meſſing nebſt Stößel und ein Bettwärmer 
von Zinn. 

Verloren wurden: ein goldener Siegelring mit grünem Stein, auf letz⸗ 
terem find die Buchſtaben Dr, m. in gothiſcher Schrift eingrapirt und drei 
e auf Pauline Rother, Ottilie Speer und Caroline Hanke 
autend. 

[Mortalitäts⸗Liſte.] In der Zeit vom 3 März bis 31. März find 
hierorts incl. 16 todtgeborener Kinder als geſtorben polizeilich angemeldet 
worden: 269 männliche und 245 weibliche, in Summa 514 Perſonen. 
Unter den Verſtorbenen befanden ſich: a. Todtgeborene: 13 eheliche und 3 
uneheliche; b. dem Alter nach: unter 1 Jahr 117 eheliche und 54 uneheliche, 
von 1—5 ag 75 eheliche und 10 uneheliche, von 5—10 Jahren 5, von 
10-20 Jahren 16, von 20—30 Jabren 32, von 30—40 Jahren 40, von 
40—50 Jahren 38, von 50-60 Jabren 29, von 60—70 Jahren 35, bon 
70 - 80 Jahren 39, von 80—90 Jahren 7 und von 90—100 Se 50 

Ol. 


5 Auras, 5. April. [Flucht. — Eisgang.] Großes Aufſehen hat 
hier und in der Umgegend die muthmaßliche Flucht eines jungen Mannes, 
Sohn eines Schiffers, erregt. Derſelbe ſtebt in dem Alter don 18 — 20 Jah⸗ 
ren und hat ſich früber für das Schulfach vorbereitet. Am 24. März d. J. 
Abends iſt er verſchwunden und ſoll nach Amerika gereiſt ſein. Sein Vater 
iſt an dem betreffenden Abende nicht zu Hauſe geweſen; als er zurückkehrt, 
iſt Alles verſchloſſen. Er hat auch nicht eher etwas geahnt, bis er des an⸗ 
dern Morgens nach feinem Gelde fiest. Daran ſollen ihm 360 Thlr. fehlen. 
Der Entwichene ſoll indeß einen Brief zurückgelaſſen haben, worin er dem 
Vater verſpricht, das Geld nach 5 Jabren, nebſt Zinſen, zurückzuzahlen. — 
Der Eisgang der Oder iſt hier bei mittlerem Waſſerſtande bereits am 31jten 
v. M. erfolgt und hat keine Boſchädigungen angerichtet. 


= Ohlau, 3. April. [Schloßplatz Wenn eine Stadt im Beſitze 
eines ſchönen geräumigen Platzes iſt, welcher zur Zierde derſelben gereicht, 
ſo wird in der Regel Alles angewandt, einen ſolchen Platz in einem, ſeinem 


Zwecke entſprechenden guten Zuſtande zu erhalten und für ſeine äußere wür⸗ 


dige Ausſtattung nach Möglichkeit Sorge zu tragen. Die hieſige Stadt iſt 
im Beſitze eines ſolchen Platzes des Schloßplatzes — aber leider ift für 
denſelben ſeit langer Zeit nichts gethan werden, im Gegentheil iſt derſelbe 
ſeines angenehmen Schmuckes, der früher vorhandenen Lınden-Allte beraubt 
worden, weil angeblich die ſchlechte Bodenbeſchaffenheit das Wachsthum der 
Bäume hindert. Der Platz, welcher ein ange mer Aufenthaltsort ſein 
könnte, iſt gegenwärtig faft bodenlos und ohne Gefahr kaum zu paſſiren. 
Abgeſehen don der — natürlich durch die Witterungs⸗Verhältniſſe bedingten 
— Näſſe und dem Schmutze, wird auf demſelben kreuz und quer gefahren 
und geritten, daß das dort verkehrende Publikum, namentlich die Hunderte 
von Schülern, welcbe den Platz beim Beſuch der Schule täglich mebreremal 
paſſiren müſſen, häufig in die Gefahr kommen, überfahren oder umgeritten 
zu werden, was in der That auch wirklich ſchon vorgekommen iſt. Ein an⸗ 
derer roßer Uebelſtand iſt der, daß der Platz zur Abhaltung der Vieh⸗ 
märkte benutzt wird. Bei ernten Willen könnte allen dieſen Mebelfänden 
wohl abgeholſen werden. Es läßt ſich durch Aufbringung eines feſteren 
Planums der Schmutz und ſpäter der eben fo läſtige Staub möglichſt beſei⸗ 
tigen, und die Viehmärkte ließen ſich wohl auch verlegen, trotzdem es der 
Stadt gegenwärtig an einem da zu geeigneten Platze mangelt, ihr aber Mit⸗ 
tel und Gelegenheit zur Seite ſtehen, einen ſolchen zu beſchaffen. Auch eine 
Wiederbepflanzung des Plahes mit Bäumen ließe ſich leicht bewerkſtelligen, 
da durch Verbeſſerung des Bodens und durch Gewährung des nöͤthigen 
Schutzes vor Beſchädigungen, die neu angepflanzten Bäume gewiß gedeihen 
und dem Platze zur Zierde gereichen würden. Vor Allem iſt es aber von 
der Nothwendigkeit unbedingt geboten, daß der Platz nicht ferner als Reit⸗ 
platz und zur Wagenpaſſage benutzt werde, und daß Uebertretungen eines, 


in dieſer Hinſicht zu erlaſſenden Verbots, ohne Nachſicht und ohne Rückſicht 


Perſon geahndet werden, da zum Einreiten von Pferden, andere 
Plätze, und zur Wagenpaſſage, die in genügender Anzahl vorhandenen Fahr⸗ 
ſtraßen da ſind. Wir ſetzen in die Vertreter der Stadt das Vertrauen, 
daß fie erſtlich bemüht fein werden, den bier angeregten Uebelſtänden bals 
digſt Abhilfe zu verſchaffen und für zweckmäßige Reſtauration und Erhaltung 
des Platzes nach Möglichkeit Sorge zu tragen. 


Brieg, 3. April. [Schulangelegenbeiten.] Nachdem vor 3 5 
ren unſere ſtädtiſche evangeliſche Elementarſchule eine bedeutende Umgeſtal⸗ 
tung durch Bildung der Oberſchule“ erfahren hatte, tritt nun die Notb⸗ 
wendigkeit eines weiteren Ausbaues des ihr zu Grunde gelegten Schulpla⸗ 
nes ſcharf bervor. Bei Bildung der Oberſchule beſtand dieſe aus 2 Knaben: 
und 2 Mädchen⸗Klaſſen. In letzteren wurde der franzöſiſche Sprachunter⸗ 
richt als obligatoriſcher in den Unterrichtsplan aufgenommen; in erſteren in 
derſelben Weiſe der Unterricht in Latein und Franzöſiſch. Die 2. Klaſſe der 
„Elementarſchule“ liefert durch Verſetzung für die 2. Klaſſe der Oberſchule 
die 3 und war daher ſchon in jener der Unterricht in fremder 
Sprache aufgenommen, ohne aber obligatoriſch zu ſein. Dies —7— jedoch 
bald zu mancherlei Schwierigkeiten, die namentlich an der Knabenſchule her⸗ 
bortraten, und nun allmählich einen hemmenden Einfluß auszuüben began⸗ 
nen. Daher wird jetzt mit Beginn des neuen Schuljahres an die 2 Klaſſen 
der Knaben⸗Oberſchule eine dritte Klaſſe angelehnt, und bei Schaffung der⸗ 
ſelben auch hier der fremdsprachliche Unterricht, wo er überhaupt erſt ſeinen 
Anfang nimmt, zum obligatoriſchen erhoben. Somit ſteht zu hoffen, daß 
dadurch nicht blos die entſtandenen Schwierigkeiten behoben ſein, namentlich 
ſich die Elementarklaſſen etwas lichten werden, ſondern auch, daß die Ent⸗ 
wickelung der Oberſchule immer erfreulicher vorwärts ſchreiten wird. An 
der 2. Klaſſe der Mädchen⸗Oberſchule ſoll aber von nun ab der franzöſiſche 
Unterricht feinen obligatariſchen Charakter verlieren. Daraus wird voraus⸗ 
ſichtlich ein ſtärkerer Zufluß aus der Elementarſchule in die Oberſchule ber 
vorgehen, und die unteren Klaſſen der erſteren dann weniger an Uebe ung 
zu leiden haben; ob aber der Mädchen⸗Oberſchule ein beſonderer Vortheil zu 
deren Hebung dadurch erwachſen wird, das iſt eine andere Frage. — Von 
mehreren Seiten ſchon iſt der Wunſch ausgeſprochen worden, daß auch an 
unſer Gran Rum ſich eine Vorbereitungsſchule anſchließen möge, Daß 
er dieſer Wunſch Berückſichtigung erfahren, und eine ſolche Vorbereitungs⸗ 
chule hier je zu Stande kommen wird, iſt ſehr zu bezweifeln. 


[Notizen aus der Provinz.] * Görlitz. Wie die „Riederſchl. 3.“ 
meldet, ſind am 4. d. M. bei der Ben Bank bei Gelegenheit einer — — f 
größeren Zahlung 33 Thalerſtücke angehalten worden, welche nach der 
ſofort vorgenommenen Unterſuchung ſich als falſch ergaben, Es ſpricht 
dies eben jo ſehr für die große Menge als die täuſchende Aehnlichkeit dieſer 
Falſifitate, welche ſelbſt der Zablungsleiſtende, ein ſonſt ſehr gewiegter Ger 
chaͤftsmann, nicht als ſolche erkannt hat. Deshalb ift Vorſicht zu empfehlen. 
. + Grottkau. Die neu errichtete Staats⸗Telegraphenſtation bei der 
hieſigen Poſterpedition begann am 1. d. ihre Wirkſamkeit. Von Bedeutung 
ift, daß ſich die Koſten für eine Depeſche, z. B. nach Breslau, um die Hälfte 
egen die bisherige Benutzung der Eiſenbabntelegraphie verringern. — Der 
eichtere Roftberteht in unferer Umgegend macht immer erfreulichere Forts 
ſchritte; in Bad Grüben iſt am 1. April d. J. eine, Poſtexpedition eröffnet 
wordeu, und in der nächſten Zeit ſteht die Eröffnung einer ſolchen in Olben⸗ 
dorf bor. — Am geſtrigen Viehmarkte waren zum Verkauf aufgetrie 
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Grünhagen redigirte fogenannte Registrum Wenceslai, einen in Pra 
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ben: 99 Stuck Pferde, 170 Stuck Rindbieh, 1289 Stuck Schwarzbieh, 5 Stu 


Ziegen. 
n 
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dd voller 1 Vorträge und Ver ine. 130 
Breslau, 4. April. [Verein für Geſchichte der Kunſt.] Daß 
unſer Breslau in früheren Zeiten nichts weniger als arm an Künſtlern und 
715 Heiftungen geweſen, kommt nun durch die verdienſtlichen Bemühungen 
unſexer einheimiſchen Forſcher immer mehr zur Kenntniß und Anerkennung; 
für Archttectur und Plaſtik iſt es bereits conſtatirt, wenn auch wohl noch 
Lange nicht erſchöpfend. Nunmehr hat Hr. Dr. Alwin Schultz dies auch be⸗ 
züglich der Malerei geleiſtet. Er weiſt urkundlich eine ganz reſpectable An⸗ 
1155 von biefigen Malern in der Zeit des Mittelalters nach. Im „Alter: 
thums⸗Vereine“ hielt er bereits früher einen Vortrag über deren Innung, 
ihre Statuten, ihren Zuſammenhang mit der außerſchleſiſchen Malerkunſt 
und dergl. In der letzten Sitzung des „Hiſtoriſchen Kunſtvereins“ 
| dene derſelbe über die noch erhaltenen Werke hieſiger Malerei, ſowie der 


ildſchnitzerei aus jener Periode und beſchrieb ausführlicher unter kritiſcher 
Würdigung mehrere hervorragende derſelben, die ſich in hieſigen Kirchen oder 
denen der Umgegend oder im Alterthums⸗Muſeum befinden. Der Vortrag 
war, wie üblich, von Vorlagen zur Anſchauung begleitet. 


— — — 


Breslau, 4. April. [Der ſchleſ. Geſchichts⸗Verein.] Soeben 
iſt mit Veröffentlichung der „Schleſiſchen Fürſtenthums⸗Acten“ der Anfang 
emacht und zwar derjenigen von dem wichtigen Jahre 1618, denen dann die 
Aübeten und fpäteren nachfolgen ſollen. Sie find Namens des Vereins für 
Geſchichte und Alterthum Schleſiens von Herrn Oberlehrer Palm herausge⸗ 
geben, mit Einleitung und Regiſtern verſehen, und füllen einen ſtarken Quart⸗ 
band. — Ein zweiter ebenſolcher erſchien gleichzeitig, enthaltend das Namens 
veſſelben Vereins durch die Herren Profeſſor Dr. Wattenbach und Archivar 


. 


uplichen Band von Urkunden, die namentlich für die Geſchichte Oberſchle⸗ 

ns von Wichtigkeit ſind. Auch bier. find Einleitung und Regiſter beigegeben 
und eine at Urkunden in extenso abgedruckt. Diefer Band bildet den 
ſechſten des Codex ‚diplomaticus Silesiae,, g 


i Breslau, 4. April. [Im Handwerkerverein) wurden geſtern 
Abend die Vorträge des 2. Quartals durch Pr. med. Th. Körner eröffnet, 
der über „Volks⸗ Heilmittel“ ſprach. Es iſt dies der erſte Theil der wiederum 
in Gemeinſchaft mit Dr. med, Herrm. Cohn übernommene Belehrung über 
„Volksgeilmittel und Geheimmittel“, deſſen 2. Theil für künftigen Montag an⸗ 
gekündigt iſt. Der Vortragende wies zunächſt darauf hin, daß während es 
ſonſt Gebrauch ſei, ſich die Bevürfniſſe des Lebens von den betreffenden Fach⸗ 


und Berufsmännern zu beſorgen, bei Erkrankungen der Arzt leider oft erft 
zu Rathe gezogen werde, wenn bereits alte Frauen oder Schäfer u. a. Heil⸗ 


uſtler ihre Wiſſenſchaft erſchöpft, und wenn nicht durch feblerhafte Behand» 
lung vie Heilung erſchwert oder vereitelt, doch verzoͤgert haben. Nachdem er 
darauf hingewieſen, wie überhaupt die alten Frauen geſchichtlich zu dem Rufe 
beſonderer Kennerſchaft auf dieſem Gebiete gekommen ſeien, wozu thatſäch⸗ 
liche Leiſtungen der Frauen als Pflegerinnen Kranker, Verwundeter und Teufels⸗ 
und Wunderglauben gemeinſchaftlich mitgewirkt haben, wandte er ſich zu den in 
Ei} lk gebräuchlichen Heilmitteln, die er in unſchädliche, doch ebenſo fruchtloſe, 
in ſchädliche vi nützliche eintheilte. Zur erften Kategorie gehören die geſamm⸗ 
ten ſpympathetiſchen Mittel: „das Verſprechen“ der Krankheiten, „Ziehen“, 
„Meſſen.“ Unter den ſchädlichen Mitteln hob er beſonders die falſche Ber 
handlung der Verrenkungen durch Unkundige, die irrige Anwendung der Reiz⸗ 
mittel und Pflaſter und Salben hervor, einen Fall mittheilend, wo dies Ver⸗ 
fahren den Tod der Leidenden unmittelbar herbeigeführt habe. Ebenſo warnte 
er vor dem Gebrauch ſcharfer Abführmittel, und dem des Aderlaſſes 
ohne ärztlichen Ratö. Als nützliche dagegen bezeichnete er wenigſtens 
in den meilten Fällen die Einrelbungen mit Fettigkeiten, Umſchläge, Thee. 
Aerztlicher Rath ſei bier, wie immer, vorzuziehen, weil der Laie nicht die ver⸗ 
ſchiedenen Urſachen anſcheinend ähnlicher Erſcheinungen kenne. — Am Beginn 
der eee erinnerte Literat Krauſe, als Bibliothekar, diejenis 
gen Mitglieder, die noch aus dem Februar Bücher rückſtändig find, an deren 
nlieferung. — Oscar Silberftein theilte mit, daß er die Unterrichtszeit in 
dem Curſus für Frauen über Comptoir⸗Wiſſenſchaften auf Abends von 6 bis 
8 Uhr angeſetzt habe. 8 45 


5 Breslau, 4. April. [Das Handwerker⸗Vereins⸗Programm,!] 
was geſtern Abend an der Controle nr wurde, zeigt zunächſt an der 
Spitze an, daß die Vorträge bis zum 12. April — in dem bisberigen 
Lokal, dem Saale der Humanität, nach Oſtern dagegen Montag und Freitag 
im Pietſch'ſchen Saal (Gartenſtraße Nr. 283), ſtatifinden werden. Unter den 
Vorträgen finden wir die Medizin zunächſt vertreten durch die Herren Or. 
Körner, Dr. Herrm. Cohn; die Naturwiſſenſchaft durch Dr. M. Elsner (über 
0 und Dr. med. Steuer, Dr. med. Eger (Thema vorbehalten). Die 


ebkunſt iſt vertreten durch Civil⸗Ingenieur Kayſer, Dr. A. Günther 


(„Meſſen am Himmel“); Philoſophie (Laien⸗) durch Sekretär Köhn; Cultur⸗ 
geſchichte: Sprachlehrer Caro und Dr. Rhode; Geſchichte und Geo⸗ 
graphie durch Dr. Grünhagen und Dr. Adler; Volkswirthſchaft 
durch Gefangenen ⸗Anſtalts ⸗ Director Schück; Literatur durch Ober⸗ 
lehrer Ur. Frieſe (über Fritz Reuter) und Dr, Groſſer. Die Herren 
Ei „Kopiſch J., Prof. Dr. Sadebeck, Redact. Th. Oels ner, 


Dr. Hodann und Dr. Finkenſtein haben ſich ihre Gegenſtände völlig vor⸗ 
behalten. Außerdem iſt für den Mai ein demonſtrativer Vortrag des Herrn 
Geh. Rath Göppert im botan. Garten in Ausſicht. Am 12. d. M., 15. Mai 
und 19. Juni find die Fragebeantwortungs⸗Abende angeſetzt. Faſt an allen 
übrigen Abenden können Damen theilnehmen. — An Lehrgegenſtänden ſind 
angekündigt: Geſang, 2 Klaſſen: Lehrer Buſſe; Schön⸗ und Rechtſchreiben, 
er und See Köhn (Stellvertr.); deutſcher Stil: Dr. M. 
Elsner; Zeichnen: v. Kor natzky: Buchführung (doppelte) Silberjtein; 
Engliſch: Lehrer J. Caro. Die muſtkaliſch⸗declamatoriſche Section hält ihre 
Zuſammenkünfte bei Secr. Köhn. Die Mittheilungen über die Sonntags⸗ 
e und die geſelligen Abende (bei Weiß) werden den Zeitungen 
vorbehalten. Bei der Bibliothek iſt nichts geändert. a 
M., Breslau, 5. April, [Nätherinnen⸗Verein, General⸗Ver⸗ 
ſammlung.] In Abweſenheit der Vorſitzenden, Fräul. Fäber, leitete Herr 
Dr. Thiel die Verhandlungen. Die am 2. April zur Kaſſen⸗Reviſion bei der 
Kaſſirerin Frau Inſtrumentenbauer Walliſchewsky verſammelt geweſene Com: 
miſſion thellte als Kaſſenreſultate mit: Einnahme 295 Thlr. 1 Sgr. 10 Pf., 
Ausgabe 278 Tolr. 7 Sgr. 1 Pf., unter letztered: laufende Unterſtützungen 
an 8 Mitglieder = 80 Tolr., Extra⸗Unterſtägungen an 20 Mitglieder — 
28 Thlil, Krankengelder 30 Thlr. 10 Sgr., Medikamente 67 Tolx. 18 Sgr. 
11 Pf. Der Verein ertheilt dankend Decharge. Der Antrag, die Vorſtands⸗ 
au von jetzt ab nicht mehr Oftern, ſondern am Schluß des Rechnungs⸗ 
ahres, Anfangs Januar vorzunehmen, wird angenommen, desgleichen der 
eg aß der Vereinsarzt Hr. Dr. med. Weidlich allfährlich fein Gutachten 
über die Unterſtützungsbedürſtigkeit reſp. Arbeltsunfähigkeit der laufend Uns 
terſtützten erneuern, und der 5 daß die Extra-Unterſtützungen nur nach 
Befinden einer hierzu gewählten beſonderen Commiſſton 11 ertheilen ſind. 
Der Verein zählt 115 Mitglieder und 70 Ehrenmitglieder. 14 Mitglieder find 
Durch den Verein beſchäftigt worden, welche 264 Thlr. verdient häben. Der 
insatzt Herr Dr., Weiblich berichtet, daß von 54 Erkrankten keine geſtor⸗ 
ben ſei. Dis Vocſtands⸗ und Ausſchußwahl hatte zum Reſultat, daß die 
fungicenden Mitglieder fämmtlich wiedergewählt wurden und ſich, mit Aus: 
nahme don Frl. Faber, welche nicht anweſend war, zur Annahme der Wahl 
bereit erklärten, was auch von der Vorſitzenden zu erwarten ſteht. Der 
Seeretät theilt mit, daß von Schulze⸗Delitzſch ſehr eingehende Vorſchläge zur 
ebung und Erweiterung der Wirkſamkeit des Vereins eingegangen ſeien. 
r Vorſtand und Ausſchuß beſchließt, in monatlichen Sonderverſammlungen 
zu prüfen und darüber in den Viertel e des Vereins zu betich⸗ 
ten. Der Antrag des Vereinsarstes, ein krankes Mitglied für die Reife in 
dae unterftügen, wird der Fommiſſion überwieſen. Die Beſorgung 
des Krankengeldes übernimmt Frl. Schmidt. Für den 13. Mai wird ein ge⸗ 
meinſamer Spaziergang beſchloſſen. Nächſte Vereinsſitzung am 4. Juli. 


4 7 3 ah N U e 7 1 
Ns Schlee und Turn Zeitung. 

irſchberg, 3. Abri. auturnen. Stiftungs⸗ und 
Abe esſe er.) Geſtern Nachmittag fand im bie deen Männe knenderein 
ein Schauturnen ſtatt, mit welchem ſowohl das Winterturnen, als auch die 
bierjähtige Thätigkeit des Herten Prorector Thiel als Vo ir und Turn⸗ 
wartcdes Vereins ſchloß, Um 494 Uhr eröffnete in der „III geihmadten 
Turnhalle der Genangte die Feierlichteit mit einer Anſprache, in welcher er 
ein Bild von den Zwicken des Turnens und dem Stteden der Turndereine 
entwarf, schließlich aber die Pflege der Turnerei, ſowie die Kune e 
wohleingerichteten Turnhalle den Turnern und Turnfreunden auf? Wärmfte 
empfahl. Nächſt dieſem ging es „friſch zum fröhlichen Werke“, in welchem 
die Turner zuerſt an den Geräthen, dann aber in den Frauen den Be⸗ 
weis gaben, wie trefflich ihr Turwart es verſtanden, die verſchiedenen Kräfte 
darmoniſch und ſtufenweis zu entwickeln und je nach der Individualität der 


furnenden Mitglieder dis zur größtmöglichſten Vollendung zu bilden, welche 


Ku urnen zur be onderen Geltung gelangte. Sowohl in den 
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9532 d | 
einzelnen Riegen, als auch in den 
Disciplin W a en 
reigen den Genuß der zahlreich erſchienenen f 
die vielfach ihre große Zufriedenheit mit den Leiſtungen der Turner und 
dem gelammten Verlaufe der Feierlichkeit ausſprachen. — Nach dem 
Schaukurnen begaben ſich die Turner und viele Turnfreunde in die 
Siegemund ſche 


— 


eſtauration auf dem Capalierberge zu einem gemein⸗ 


des Vereins den Charakter einer herzlichen Abſchievsfeierlichkeit annahm. 
Nach einem Toaſte, den Herr Prorector Thiel auf Se. Maj. unſern König, 
als Beſchützer und Förderer des Turnens, ausbrachte, wurde der Scheidende 
ſelbſt zum gefeierten Mittelpunkte des Feſtes. Zunächſt überreichte ihm der 
ſtellvertretende Vorſteher, Herr Lehrer Lungwitz, im Namen des Vereins 
das von dem penſionirten Stadt⸗Hauptkaſſen⸗Controleur Schumm, der 
zugleich Zeichnenlehrer bei hieſiger Gewerbe⸗Fortbildungsſchule war, am bo: 
rigen Mittwoch aber zur ewigen Ruhe beſtattet wurde, als ſeine letzte Ar⸗ 
beit äußerſt geſchmackvoll und ſorgfältig gefertigte Ehrenmitglieds⸗Diplom, 
worauf Herr Thiel in bewegten und herzlichen Worten dankte, mit gewobn⸗ 
ter Beſcheidenheit ſeine Verdienſte auf den Verein ſelbſt zurückführend. Noch 
in gar mancherlei Weiſe fand die Liebe und Dankbarkeit des Vereins ihrem 
ſcheidenden Vorſteber gegenüber Ausdruck. Es bedurfte ja nur der Herzens⸗ 
ſprache, um in Worten und Seiigelängen Alles das anzuerkennen, was der 
Scheidende nicht nur unſerm 

geſammten Turnweſen war. Die verſchiedenen Vereine des Rieſengebirgs⸗ 
Turngaues hatten ihre Theilnahme an der Feier, die zugleich als Stif⸗ 
tungsfeſt des hieſigen, am 6. April 1861 ins Leben getretenen Turnvereins 
galt, tbeils durch Deputalionen, theils ſchriftlich oder auf telegraphiſchem 
Wege bekundet. In würdigſter Weiſe derfloſſen nur zu ſchnell die wahrhaft 
ſeſtlichen Stunden. 


aris, 6. April. 
iſt geſtorben. 

Aus Madrid wird die Conferenz zwiſchen Narvaez und 
dem Nuntius dementirt. 

Aus Liſſabon: Der Gouverneur von Belem iſt abgeſetzt, 
um Amerika die verlangte Genugthnung zu geben. 

(Wolff's T. B.) 

Hamburg, 5. April. Die preußiſchen Bankdirectoren Fällin⸗ 
ger und Schayer haben Hamburg verlaſſen. Dem Vernehmen nach 
beantragt die von der Kaufmannſchaft niedergeſetzte Valuten⸗Commiſ⸗ 
ſion, daß die Girobank künftig die Conten in preußiſchen Thalern 
führe; gleichzeitig ſoll dieſelbe befugt werden, gegen Gold und Silber 
in Barren Darlehne zu geben. 

Frankfurt a. M., 5. April. Die „Frankf. Poſt⸗Ztg.“ ver⸗ 
öffentlicht über den zwiſchen Oeſterreich und dem Zollverein abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertrag die folgenden, ihr von Wien aus telegraphirten Mit⸗ 
theilungen: 

Der Vertrag läuft vom 1. Juli 1865 bis ult. Dez. 1877. Die 
Zolleinigungsklauſel lautet: Beide Theile behalten ſich vor, weitere 
Verkehrserleichterungen durch moͤglichſte Annäherung der beiderſeitigen 
Zolltarife herbeizuführen und über die demnächſlige allgemeine Zoll⸗ 
einigung in Verhandlung zu treten, ſobald ein Theil den Zeitpunkt 
für geeignet hält. 1 ; 

Frankfurt a. M., 5. April. Die „Poſt⸗Ztg.“ bringt wie: 
ner Telegramme vom heutigen Tage, nach welchen in der morgenden 
Bundestagsſitzung Oeſterretch und Preußen ſofort nach der Abſti m⸗ 
mung ihre Erklärung abgeben würden, wodurch der nächſte Zweck des 
baixiſch⸗ſächſiſchen Antrages ſich erledige. Sowohl Preußen als Oeſter: 
reich würden mitſtimmen, erſteres gegen, Oeſterreich für den Antra 
der Mittelſtaaten. Sobald der Antrag angenommen, was wahrſcheink 


Aus Florenz wird gemeldet: Fanti 


Oeſterxeich feine bereits nach Berlin mitgetheilte mexitoriſche Erklärung 
abgeben. a . Eu RT 


Meteorstosifhe Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Bd Luft⸗ Wind⸗ 

in Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ eh und Wetter. 

tur, der Luft nach Reaumur. rometer.] ratur. tärke. 

Breslau, 5. April 10 U. Ab.] 334,72 75,0 W. 2. Trübe. 
N April 6 Uu. Mug. 33439 36 W. 2 Bede. 


Breslau, 6. April, Waſferſtand.J B.-. 18 5.6 f. U-. ö 5. 7 J. 


Auswärtiger amtlicher Waſſer⸗Rapport. 
In ait ſtand am 5. April, e 2 Uhr, am Unter⸗Pegel 
das Wafer 11 Fuß: es ſtieg von 11 bis 2 Uhr Nachmittags um 10 Boll, 


ee ee Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 5. April, Nachm. 3 Uhr. Die Börſe eröffnete in Folge des 
Steigens der Conſols in guter Stimmung. Im Verlaufe des Geſchäfts 
wurde die Stimmung flau in Folge der Unſicherheit über den Beſchluß des 
turiner Parlaments in Betreff der Eiſenbahnen. Die Börſe ſchloß jedoch in 
feſter Haltung. Die Zproz. Rente begann zu 67, 85, wich auf 67, 75 und 
ſchloß feit zu 67, 80. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 90% gemeldet. 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 80. Italien. öproz. Rente 65, 75. 
3proz. Spanier 43. [proz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 443, 
75. Credit⸗Mob.⸗Aktien 830, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 551, 25. 

London, 5. April, Nachm. 4 Uhr. Conſols 90%. Iproz. Spanier 41. 
Sardinier 77. Mexilaner 27%. Sproz. Ruſſen 89%. Neue Ruſſen 89%. 
Silber —. Türk. Conſols 54%. proz. Ver St.⸗Anl. pr. 1862 57 . 

Die Dampfer „City of Waſhington“ und „Hanſa“ find, erſterer mit 
22.500 Dollars an Contanten in Queenſtown, letzterer mit 123,600 Dollars 
in Southampton eingetroffen. — Der Dampfer „Parana“ iſt aus Rio de 
Janeiro ebenfalls in Southampton angekommen. 

Wien, 5. April, Nachm. 2 U. Günftige Stimmung. Schluß⸗Courſe: 
öproz. Metall. 71, 10. 1854er Looſe 88, 25. Bank⸗Aktien 795, —. Nord⸗ 
bahn 179, 50. Nat.⸗Anl. 76, 80. Creditaktien 183, 20 Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 
Gert. 192, 60, Galizier 212, 75. London 110, 25. Hamburg 82 20 Paris 
43, 70. Bohm. Weſthahn 164. Credit⸗Looſe 126, 50. 1860er Looſe 94, 90. 
Lombard. Eiſenbahn 240, —. Neues Lotterie⸗Anl. —, —. 

Frankfurt a. M., 5. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Amerikaner 
flau, öſterreichiſche Effekten feſt, lebhaft. Schluß⸗Courſe: Wiener Wechſel 
107, Finnländiſche Anleihe — Neue 4% proz, Finnlandiſche Pfandbriefe 
83%. Sproz. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1832 59%. Oeſterr. Bank⸗Antheile 
951. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 19644. Darmſt. Bank⸗Attien 231. Oeſterr. 
Vene Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn dry Böhmiiche 
Weſtdahn —. Nhein-Nabebahn —. Lubwigöb.-Berbacı 14846. Heſſiſcde 
Ludwigsbahn 135% Darmſt. Zettel⸗Bank 253. 1854er Looſe 78%. 1860er 
Leoſe 85%. 1884er Looſe 95. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68. Sproz. Metall. 


63%. 4 proz. Metall. 56%. 

Hamburg, 5. April, Nachm. 2½ Uhr. Börſe ruhig. Ruff. Prämien⸗ 
Anl. 83 . Frählingswetter. Sch . National⸗Anl. 69. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 82%. Vereinsbant 106%. Norddeutſche Bank 116%. Mhei⸗ 
niſche 112. Nordbahn 77%. Finnland. Anl. 83%, proc. Verein. Staaten⸗ 
Anl. pr. 1862 541. Distppie 2 24. 

Hamburg, 5. April, (Betreidemartt] ftille, nur kleines Loco⸗ 
Geſchaft. Bu April⸗Mai 5400 Pfd. netto 93 —93 Bancotbaler bez., 
93½% Br., 93 Gd. Roggen April⸗Mai 5100 Pfd. brutto 79 Br 78½ Gd., 
matt. Oel ſtille, Mai W , Okt. 25. Kaffee ſehr ruhig. 

Liverpool, 5. April, Nachm. 1’ Uhr. 
Umſatz. Markt rußig. Ameritaniſche 14% —14%, fair Dbollrah 11, mind» 
ling fair Dbollerab 9%, middl. Dbollerah 8, Bengal 6, Omra 10, Werne fg 

FLopden, 5 April. Getretdemartt Schinöbericht). In Weizen 
ſchränktes Geſchäft. Frübjahrsgetreide feſt. — Regenwetter. N 

Amfterdam, 5. April. Getreidemarkt (Schlusbericht) 3 Habſt 
Termine etwas niedriger, ſonſt wenig verändert und ruhig. Raps bſt 
671. Rabl Frühjahr 48, Herbſt 8. 0 
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